Trechsel/Noll

Schweizerisches Strafrecht

Allgemeiner Teil I
Allgemeine Voraussetzungen der Strafbarkeit

5. Auflage


1. Teil: Grundlagen

 Verbrechen und Strafe
 §1 Einführung 









 

· Übermittlung der grundrechtlichen Aspekte

( Beziehung zwischen Strafrecht und Verfassung

( Grundrechte der EMRK

( Kriminologie und Kriminalpolitik

· Strafrecht = Gesamtheit der Regeln, die bestimmen, welches menschliche Verhalten Anlass zu Verurteilung gibt und welche Sanktionen als Reaktionen auf dieses Verhalten auszusprechen sind
· Strafrecht wird „gemacht“, besonders durch den Gesetzgeber (= Ergebnis politischer Entscheidungen)

 §2 Ein kurzer Streifzug durch die Strafrechtsgeschichte






A. Die Reaktion auf Mord in “primitiven” Gesellschaften – ein Beispiel

· Beim jedem Zusammenleben von Menschen gibt es Verhaltensregeln, die eingehalten werden sollten.

· Sicherung der Einhaltung durch sofortige Reaktion.

· Beispiel: Stamm der Pygmäen:

( bei kleinen Vergehen, wird Täter vom Stamm ausgelacht

( bei schweren Taten wird er für einige Zeit aus dem Verband ausgeschlossen

· Rache oft einziges Strafmittel ( kann bei unklaren Verhältnissen zu weiteren Auseinandersetzungen führen

B. Die Anfänge des Strafrechts in Mitteleuropa

1. Die Ablösung der Rache

· Die Rache auf Verbrechen = heilige Pflicht, da “Akt der Selbsterhaltung” und somit erstes und oberstes Recht des Lebens

· Auch hier: mögliche Gefährdung des Rechtsfriedens.

· Durch zaghafte Versuche wurde die Rache mittels Formalisierung/Symbolisierung zurückgedrängt.

Anstelle der Tötung: Leistung einer wirtschaftliche Entschädigung für Angehörige. Grundmass für die Höhe des Entgelt: Wergeld (eine Art Tarife)

2. Sanktionen für Sakrilegien

· Auch früher: Delikte vorhanden, die Angelegenheit nicht nur des Einzelnen, sonder des ganzen Stammes waren( Verstösse gegen Allgemeinheit, wie Religions- und Militärdelikte.

· Menschenopfer, um Gottheit zu versöhnen

3. Die Hausgewalt

Innerhalb der Grossfamilie: Hausherr hatte Befehlsgewalt, inkl. Fähigkeit zu strafen

C. Das antike Strafrecht
1. Die ersten Gesetze

· Entstehung kurz nach derjenigen der Schrift im 3. vorchristlichen Jahrtausend in Mesopotamien

· Beispiele:

a) Codex Ur-Nammu aus Sippar (21. Jahrhundert v.Chr.)

b) Codex Hammurabi (18. Jahrhundert v.Chr.) ( altbabylonische Regeln des Privat- und Strafrechts

2. Die Talion

Im Hebräischen Recht (vergl. Gesetze Moses) dominiert Talionsprinzip („Auge um Auge, Zahn um Zahn“).

3. Griechenland

· Nicht viel über Rechtsprechung der Griechen bekannt

· Gesetzesbestimmungen waren vorhanden

( z.B. Todesurteil des Sokrates: Delikte gegen Allgemeinheit – wie z.B. Gotteslästerung und Gottlosigkeit – schwer bestraft

· Strafen dienen zwei Zwecken:

a) Täter muss „besser“ und somit resozialisiert werden

b) Strafe soll den Anderen als Beispiel dienen und abschreckende Wirkung entfalten.

4. Rom

· Über römische Rechtssetzung mehr bekannt. Nur haben sich die römischen Juristen mehr mit dem Privatrecht beschäftigt ( kleiner Einfluss auf die Entwicklung des Strafrechts

· Der subjektiven Seite des Täters, dem Vorsatz, entscheidende Gewichtung beigemessen.
D. Das Mittelalter

· Untergang des römischen Reiches ( Verschwinden einer staatlichen Gewalt für lange Zeit

· Für germanische Stämme: Rechtsverletzungen = private Angelegenheit der betreffenden Stämme.

Der Grundsatz der Austauschbarkeit der Sanktionen: Bussen konnten durch Leibesstrafen, Leibesstrafen durch Bussen ersetzt werden ( nur Mittellose = Opfer von Fehdehandlungen.

· Um letzte Jahrtausendwende: schwaches Königs- und Kaisertum ( ständige Unruhen und Adelsfehden.

Reaktion der Kirche darauf: Verkündung von sogenannten „Gottesfrieden“: an bestimmten Zeiten, für bestimmte Orte und bestimmte Personengruppen wurden Fehdehandlungen verboten.

· Einführung von Landesfrieden , um Fehdewesen und allg. Gewalthandlungen zu regulieren.

Ab 1152: Landesfrieden =  echte Gesetze ( die ersten, noch unvollständigen Strafgesetze des Mittelalters.

1495: Abschaffung von Fehden (( blieben im Bewusstsein des Volkes noch als legale Form erhalten)

· Leben aufs Jenseits ausgerichtet und Schuld nur im Diesseits tilgbar: äusserst grausame Strafen sogar im Interesse des Sünders.

E. Die Strafrechtsentwicklung in der Neuzeit

· Seit dem 12. Jh.: Beginn in Italien, sich mit Strafrechtswissenschaft zu befassen ( Errichtung zahlreicher Rechtsschulen.

· Dank Constitutio Criminalis Carolina (CCC) bessere Umschreibung von Delikte ( Verhängung von Strafen nach bestimmten Voraussetzungen. Weitere Folge aber auch Hexenverfolgung (besonders grausames Kapitel des Strafrechts).

· Cesare Beccaria: Er schrieb eines der lange massgeblichsten Strafrechtsbücher (befasst sich mit den fundamentalen Grundsätzen des Strafprozessrechtes, dem Verbot der Suggestivfragen und der Unschuldsvermutung) ( nennenswert, dass er strikt gegen die Todesstrafe war.

· Ab Mitte 18. Jh.: Kodifikationen mehr und mehr angestrebt.

Paul Johannes Anselm von Feuerbach = Vater des Strafgesetzbuches des Königreichs Bayern. An dessen Spitze Grundsatz „nulla poena sine lege“.

Relevant für Feuerbach: Aufhebung der Starrheit des Gesetzes, was sein grösster Mangel war. Inhaltlich wichtig: Trennung von Recht und Sittlichkeit, aber auch Abschreckung durch Strafen.

· Cesare Lombroso: Nach seinen Vorstellungen: verbrecherische Person biologisch (aber nicht nur biologisch) klar erkennbar.

· Franz von Liszt: Gegenpol zur biologischen Betrachtungsweise mit seiner Vorstellung der soziologischen Betrachtungsweise. Begründer der modernen Kriminalpolitik: „Strafe soll den kleinen Gelegenheitsdelinquenten abschrecken, den besserungsfähigen Gewohnheitsdelinquenten bessern und die Gesellschaft vor unverbesserlichen und gefährlichen Verbrechern schützen.“

 §3 Die Strafrechtsvergleichung








· Rechtsvergleichung: Gegenüberstellung unterschiedlicher heute existierender Rechtsordnung. Nach Auffassungen verschiedener Betrachtungsweisen: nicht nur eine einzige Möglichkeit, ein Problem zu lösen und einheimisches Recht nicht mit Abstand das beste, jedenfalls nicht das einzig mögliche.

· Rechtsvergleichung dient v.a. der Gesetzgebung ( Sanktion allfällig veralteter Systeme

 §4 Die Problematik der Strafrechtspflege







· Selbstverständlich muss es Regeln geben, die darüber informieren, wie jemand der einem anderen Schaden zugefügt hat, Ersatz leisten muss.

Frage, ob der Staat auf solches Fehlverhalten mit Strafe reagieren soll?

· Weitere Frage, ob Strafrechtspflege überhaupt nützlich, denn Verbrechen scheinen nicht zu verschwinden. Auch Vollzug der Freiheitsstrafe kann Schäden ausrichten.

· Auf all diese Fragen keine einzige richtige Antwort vorhanden

 §5 Die Straftheorien










Straftheorien für Rechtfertigung der Strafe zuständig:

a) Strafe = notwendige und legale Folge der Straftat angesehen ( absolute Straftheorie

b) Mit Strafe Verfolgung eines zukunftsgerichteten Zweckes( relative Straftheorie

A. Absolute Theorien

· Betrachtung der Strafe losgelöst von jedem Zweck ( reine Vergeltung eines Übels mit dafür vom Staat absichtlich zugefügtem Übel.

· Gleichgewicht beider Übel angestrebt: Strafe nicht milder, aber auch nicht schwerer als Schuld des Verbrechers.

B. Relative Theorien / präventive Theorien

Dienen der Vorbeugung. Zweck dieser Strafen: straffällig Gewordene durch v.a. erzieherischen Einfluss zu resozialisieren.

1. Die Generalprävention

· Einwirkung auf Allgemeinheit durch Abschreckung potentieller Täter und durch Stärkung des Rechtsbewusstseins.

· Bürger sollen aus Furcht vor Strafe von Straftaten absehen ( ihnen soll klar sein, dass Rechtsordnung ihre Gültigkeit auf jeden abwirft.

2. Die Spezialprävention

Spezialprävention: auf Täter selbst gerichtete vorbeugende Wirkung. Er soll davon abgehalten werden, erneut ein Verbrechen zu begehen.

a) Individuelle Abschreckung: Denkzettelfunktion

b) Resozialisierung: durch Vollzug der Strafe soll „bessernd“ auf den Täter eingewirkt werden

c) Sicherung: durch freiheitsentziehende Massnahmen Schutz potentieller Opfer.

C. Vereinigungstheorien

· Gleichgewicht beider Theorien angestrebt: mit Strafe wird Ausgleich einer verschuldeten Tat verlangt; zudem soll dem Täter und der Gesellschaft nicht mehr geschadet werden, als Nutzen daraus erwächst.

· Naucke: Unterscheidung der Delikte nach ihrer Natur, sprich: eine fahrlässig begangene Tat darf nicht gleich hart oder gar härter bestraft werden als eine vorsätzlich begangene.

· Roxin: Beschäftigung mit den unterschiedlichen Phasen der Wirkung des Strafrechts:

a) Anfänglich Androhung der Strafe durch Strafgesetz.

b) Prozess: liegen Voraussetzungen der Strafe vor? Dann Bemessung und Ausspruch der Strafe. Strafe darf nie Mass der Schuld überschreiten, sollte hinsichtlich der Obergrenze bemessen werden.

c) In der 3. Phase: Strafvollzug ( v.a.  Resozialisierung.

( Roxin vertritt eine reine Präventiv-Straftheorie!

D. Neuere Entwicklungen

Zunehmende Skepsis gegenüber Resozialisierung mittels Freiheitsentzug ( Überarbeitung vieler Straftheorien und Änderungen im Strafgesetz.

E. Kritik

· Kritik gegenüber absoluten Straftheorien bezüglich ihrem Prinzip der Vergeltung.

Argumente gegen Vergeltung offensichtlich:

· Vergeltung nur metaphysisch, nicht aber mit empirisch-rationalen Erscheinungen zu begründen.

· Keine klaren Richtlinien gesetzt.

· Keine inhaltlichen Grenzen gesetzt, da ein formales, inhaltsleeres und nihilistisches Prinzip.

· Wunsch nach Gerechtigkeit = eines der obersten Grundprinzipien, sowie Bedürfnis nach Freiheit Freiheitswunsch insofern geschmälert, da in Gesellschaft gewisse Grenzen gesetzt, damit Zusammenleben erst möglich ( Bedürfnis nach Gerechtigkeit tritt hervor, denn Grenzen sollen für jedermann gelten, und zwar im gleichen Ausmasse.

· Täter muss sein Vergehen einsehen und Strafe als gerechte Folge seines Tuns akzeptieren.

· Strafe muss gerecht ausgehängt werden, v.a. bezüglich der Generalprävention.

· Spezialprävention zu berücksichtigen, indem Zweck der Besserung angestrebt. Freiheitsentzug (Höchststrafe): möglichst kleiner Schaden anrichten und dem Täter ein möglichst grosses Angebot an Hilfe zusichern.

· All diese Straftheorien = theoretische Modelle. Keine faktische Feststellung möglich, ob Mensch mit Sicherheit freien Willen besitzt. Aber Rechtsordnung muss bestehen und „für Recht und Ordnung“ sorgen.

 Die Kriminalpolitik
· Kriminalpolitik = die Gesamtheit der staatlichen Tätigkeit, die sich mit abweichendem Verhalten, insbesondere mit dem Verbrechen, befasst.
· Kriminalpolitik verpflichtet Gesetzgeber zur Formulierung  von Strafbestände und ein Ausarbeitung eines Sanktionensystem. Frage nach den Zielen, aber auch nach den Mitteln, wie Ziele erreichbar.

 §6 Die Definition des strafbaren Verhaltens







A. Der formale Verbrechensbegriff

· Dogmatische Konstruktion: zeigt auf, welche Merkmale ein Verhalten nach geltendem Recht aufweisen muss, um Strafe nach sich zu ziehen

( Antwort: tatbestandsmässig, rechtswidrig und schuldhaft.

· Keine Information darüber, warum ein bestimmtes Verhalten bestraft wird oder nicht.

· „Verbrechen“ (  richtiger Begriff für alle strafbaren Handlungen, sondern nur für die, die mit Zuchthaus bestraft.

B. Der positivistische materielle Verbrechensbegriff

· „Positivistisch“ : Hinweis darauf, dass Ausgang vom positiven, d.h. gesetzlich festgeschriebenen Recht der gesetzlich normierten Strafbestände.

„Materiell“: Frage nach der „ratio legis“.

· Relevanz für Gesetzgeber: Schutz der wichtigen Rechtsgüter (Leben, Gesundheit, Eigentum, Sicherheit der Rechtspflege, Integrität der Amtsführung, usw.) vor schweren Angriffen.

· Kein einheitliches Argument der Strafwürdigkeit von Handlungen.

C. Der rechtspolitische Verbrechensbegriff

· Gegenteil des positivistischen, denn ein vorgesetzter Begriff. Damit ist z.B. die Frage verbunden, ob rationale Kriterien für Strafwürdigkeit eines Verhaltens vorhanden.

Zwei faktische Grundvoraussetzungen:

a) Keine Gesellschaft kann Existenz erhalten, wenn Zulassung gewisser extrem sozialschädlicher Handlungen.

Teils Einsetzen des Strafrechts um bei komplexeren Sachverhalten mit Nachdruck zu schaffen.

b) Nur Verhalten, das objektive mit ziemlicher Sicherheit objektiv festzustellen, ist zu bestrafen.

c) Kein Schaden nach aussen durch rein seelische Vorgänge. Auch wenn gewisse Handlungen sittliche gesehen strafbar erscheinen, wie z.B. Treulosigkeit einem Freund gegenüber ( müssen aus Strafbarkeit ausscheiden (Justiz wäre überfordert).

· Rechtliches Grundprinzip einer Gesellschaft (von Staat zu Staat ev. verschieden): relevant für Begrenzung der Strafbarkeit.

Beispiel:

a) Handlungen, die niemandem schaden, sollen nicht verboten werden (Deklaration der Menschenrechte, 1789)

b) Auch beim schwersten Eingriff in die Freiheit, wo Rechtsgüterschutz ausser Zweifel steht, ist das letzte Mittel nur anzuwenden, wo andere Mittel versagt blieben. Das Strafrecht soll „ultima ratio“ sein.

 §7 Die Bestimmungen der strafrechtlichen Sanktionen





· Jedes Vergehen zieht Missbilligung der Tat mit sich( Bestätigung der Norm.

· Bei Generalprävention dem Grundsatz „nil nocere“ in seinem Absolutismus nicht zu folgen: Nebenwirkungen der Strafe so gering wie möglich zu halten.

· Nach Konzept Art.37 StGB: Generalprävention soll gegenüber der Spezialprävention in den Hintergrund treten und bezüglich der Spezialprävention der Sicherungszweck gegenüber dem Besserungszweck. Strafe: für Wiedereingliederung des Täters.

· Vergl. Bacon: „Die Straftat sollen wir mit aller Strenge richten, dem Täter aber mit grösstem Verständnis begegnen.“

 §8 Die kriminalpolitische Konzeption des Strafgesetzbuches




· Untersuchung der pragmatischen Mischung aus Schuldstrafrecht (gerechte Zumessung der Strafe nach dem Verschulden) und präventivem Strafrecht (Spezialprävention).

· Aufgabe des Gesetzgebers, Grenzen zu bestimmen; nicht nur des Richters, von gerechten Strafe nach unten abzuweichen.

· Nach Art.37 I: Strafvollzug ausschliesslich auf Resozialisierung ausgerichtet. Ausnahmen, handelt es sich bei dem zu resozialisierenden Täter um besonders gefährliche, behandlungsbedürftige Personen. Hier: freiheitsentziehende Massnahme der gerechten Strafe vorzuziehen, da Freiheitsentzug zur Sicherung und Resozialisierung.

 Das Strafrecht     

 §9 Das Strafrecht und die empirischen Kriminalwissenschaften



· Strafrecht =  normative Wissenschaft: „was soll sein?“
· Gewisses Verhalten nicht durch Strafrecht erfassbar(z.B. Selbstmord) (Aufklärung durch ontologische Wissenschaft: „was ist?“

Kriminologie =  Wissenschaft, die sich ontologisch mit dem Verbrechen befasst (z.B. Reaktion der Gesellschaft auf solche Verbrechen reagiert, Grösse der Dunkelziffer, Ursache für Verbrechen, usw.).

· Heute: auch Schwergewicht auf Victimologie (Untersuchung der Opfer einer Straftat).

· Kriminalistik (Teil der ontologischen Wissenschaften) befasst sich mit Aufklärung von Verbrechen (Arbeiten mit Methoden der Identifizierung, der Spurensicherung und –Deutung, oder der Aussagepsychologie) ( exakte Wissenschaften bevorzugt.

 §10 Stellung des Strafrechts im System der Rechtsordnung





A. Strafrecht, Strafprozessrecht, Strafvollzugsrecht

· Annahme des Strafrechts einer eigenständige Position im Wissenschaftsbetrieb. Starke Bindung zum Privatrecht, bzw. zum öffentlichen Recht, denn diesen beiden gegenüber spielt es nur eine sekundäre Rolle: Es wird nicht vom Strafrecht entschieden, was rechtens ist.

· Strafrecht = materiell
· Strafprozessrecht = formell: In Kompetenz der Kantone. Aber aufgrund neusten Änderungen bereits erhebliche Einschränkungen, da Grossteil im Verfassungsrecht und im Recht der EMRK geregelt.

· Strafvollstreckungs- oder Strafvollzugsrecht: Regelung des Vollzugs der Freiheitsstrafe ( weitgehend Verwaltungsrecht

( In Kompetenz der Kantone (z.T. zu Konkordaten zusammengeschlossen)

B. Strafrechtliche Strafe und ähnliche Sanktionen

· Staatliche Strafen nur, wenn grobe Verstösse gegen allgemein gültige Regeln

· Meist aber verschiedene Sanktionen; nur für Beurteilung von Normverstösse, die zum Strafrecht gehören, gelten Verfahrensregeln nach Art.6 EMRK.

· 4 Gruppen von Sanktionen:

a) privatrechtliche

b) disziplinarrechtliche

c) verfahrensrechtliche

d) spezialstrafrechtliche.

1. Privatrechtliche Sanktionen

· Züchtigungsrecht der Eltern (aus dem ZGB entfernt, da kein Verbot) ( nur milde körperliche Zurechtweisung erlaubt (vergl. Art.126 II StGB)

· Konventionalstrafen: Durchsetzung auch mit rechtlichen Mitteln, aber meist Eingehen einer freiwilligen Sanktion in Form der Bezahlung einer Geldsumme.

· Betriebsstrafen: meist interne Lösung, da weder Arbeitgeber noch Arbeitnehmer daran interessiert ist, dass es zu einem Strafverfahren kommt aufgrund möglicher Rufschädigung

2. Disziplinarstrafen

Vorkommen, wo Personen einer Ordnung unterworfen, die strenger als allgemein gültige Rechtsordnung (z.B. Staat – Beamte, Militär, Schülern, Gefangenen; auch bei freien Berufen (Anwälte, Ärzte, etc.))

3. Prozessrechtliche Sanktionen

Im Gerichtssaal herrscht spezifische Ordnung (z.B. Wegweisung oder sogar kurzfristige Festnahme einer störenden Person)

4. Spezialstrafrechtliche Sanktionen

Ordnungswidrigkeiten

 §11 Die Quellen des schweizerischen Strafrechts







A. Das Verfassungsrecht

· Verfassung = Grundlage aller Normen
· Internationale Verträge zum Schutze der Menschenrechte praktisch auf gleicher Stufe

· CH: EMRK und IPbpR (Internationaler Pakt über bürgerliche & politische Recht vom 16. Dez. 1966) ratifiziert ( Beschwerdemöglichkeit beim EGMR

Nützlich, um Gesetzgeber und Richter gewisse Grenzen zu setzen

B. Das eidgenössische Gesetzesrecht

1. Das Strafgesetzbuch

· 1848: jeder Kanton hatte eigenes Strafrecht, z.T. nicht kodifiziert

( darunter litt Rechtssicherheit und Strafverfolgung wurde behindert

· 1893: Vorentwurf des Allgemeinen Teils des schweizerischen Strafrechts durch Carl Stoss (Vater des CHer Strafgesetzes)

· Problematik des Abstimmungskampfes:

a) Souveränitätsverlust der Kantone

b) Inhalt des Gesetzes (( Verzicht der Todesstrafe, Regelung des straflosen Schwangerschaftsabbruches)

· 1938: Annahme des Gesetzes durch Volksabstimmung ( Inkrafttreten: 1942

2. Die eidgenössischen Nebenstrafgesetze

Strafbestimmungen auch in zahlreichen Bundesgesetzen enthalten ( Nebenstrafgesetze

Beispiele:

a) Strassenverkehrsgesetz

b) Betäubungsmittelgesetz

c) Bundesgesetz über Verwaltungsrecht

d) Bundesgesetz gegen den unlauteren Wettbewerb

e) Bundesgesetz über Aufenthalt und Niederlassung der Ausländer

etc.

3. Das Militärstrafgesetz

· Vom bürgerlichen Strafgesetz völlig getrennt

· Beruht auf eigenständiger Kodifikation

C. Das kantonale Strafgesetz

Trotz Ermächtigung des Bundes zur Regelung des materiellen Strafrechts durch Art.64bis BV, den Kantonen viele Kompetenzen überlassen

1. Das ergänzende Übertretungsstrafrecht

Kantone sind zuständig, in ihrer Gesetzgebung Übertretungen mit Strafe zu bedrohen (höchstens Haft oder Busse), sofern nicht im Bundesrecht abschliessend geregelt

2. Strafbestimmungen zum Schutze des kantonalen Verwaltungs- und Prozessrechts

Bei kantonalen Baugesetzen, Gewerbegesetzen usw. und bei kantonaler Prozessordnung Kantone auch berechtigt, schwerere Strafen als Bussen und Haft anzudrohen

3. Das kantonale Fiskalstrafrecht

· Kantone beim Steuerstrafrecht hinsichtlich Höhe der Strafandrohungen für Steuerdelikte frei, aber erheblich eingeschränkt

Beispiele:

a) Steuerhinterziehung mit Busse geahndet

b) Steuerbetrug mit Gefängnisstrafe bedroht

· Als lex specialis geht das kantonale (und auch das eidgenössische) Steuerstrafrecht dem allgemeinen vor

· Problematik: Fiskalstrafverfahren entspricht z.T. nicht den Anforderungen von Art.6 EMRK

4. Anwendung des Allgemeinen Teils des StGB auf das kantonale Strafrecht

· Kantone nicht an Allg. Teil des StGB gebunden, verweisen aber darauf

( Nichtigskeitsbeschwerde beim Bundesgericht nicht zulässig, da dieses Rechtsmittel der Verletzung des eidg. Rechts dient

· Kantone an Bundesverfassung, EMRK und eigene kantonale Verfassungen gebunden

D. Die Rechtsprechung als Rechtsquelle

· Rechtsprechung = Rechtsquelle, da nicht alle denkbaren Fälle durch Gesetze geregelt werden können und es Aufgabe des Gerichtes ist, offen gelassene Fragen zu beantworten

· Oberste Gerichtsbarkeit über eidg. Strafgesetz beim Kassationshof des Schweizerischen Bundesgerichts

E. Die Lehre

· Aufgabe der Lehre, Strafrecht zu durchdenken und dem Gesetzgeber z.T. den zu gehenden Weg weisen

· Wissenschaftliche Bearbeitung als Dogmatik

 §12 Die Anwendung des Strafgesetz








· Jede Rechtsnorm  (mit Ausnahmen) ist auslegungsbedürftig
· Je nach Freiheit, die sich Richter gegenüber Gesetz herausnimmt, gibt es 2 Arten von Gesetzesanwendung:
a) Auslegung: nur Nachvollziehung eines Gedankens, der durch Gesetzgeber in Rechtssatz niedergelegt

b) freie Rechtsfindung: Richter wird selbständig rechtsschöpferisch tätig
· Beispiel: Urteil Nehmad ( Forderung = Sache (abweichend vom ZGB)

( um Lücken im StGB zu füllen aufgrund laufender Entwicklung

( freie Rechtsfindung (extra legem) hätte eigentlich nur Gesetzgeber machen dürfen

· Freie Rechtsfindung intra legem: Abgrenzung eines unbestimmten Begriffes

A. Auslegung und Subsumtion

1. Allgemeines

· Subsumtion = formallogisches Verfahren (Syllogismus):

Schluss von Obersatz (z.B. alle Mörder sind nach Art. 112 StGB mit Zuchthaus nicht unter 10 Jahren zu bestrafen) und einem Untersatz (X = Mörder) auf Schlusssatz (X ist mit Zuchthaus nicht unter 10 Jahren zu bestrafen)

· Teleologische Methode:

1. Wissen, was im Gesetzestext enthaltene Wörter nach allg. Sprachgebrauch bedeuten

2. Sinnermittlung im Rückgriff auf ratio legis
· Hilfsmittel, um ratio legis (Überlegungsschema, das viele differenzierte Wertabwägungen enthält) zu ermitteln:

a) grammatikalische (nach Wortlaut ausgerichtet) Methode

b) historische (nach Gesetzesmaterialien ausgerichtet) Methode

c) systematische (nach systematischen Zusammenhang des Gesetzes ausgerichtet) Methode

· Auslegung soll im Einklang mit Verfassung und Völkerrecht stehen

2.  Einzelfragen

· Extensive (ausdehnende) Auslegung: einer Bestimmung wird Sinn entnommen, der über die im Text stehende Bedeutung hinausgeht

Restriktive (einschränkende) Auslegung: bedient sich keiner vollständigen Ausschöpfung der Möglichkeiten, die Wortlaut eröffnet

( wirksamer Schutz des betroffenen Rechtsgutes und Berücksichtigung der Garantiefunktion 
des Gesetzes

· Gleichrangigkeit der 3 Amtssprachen: keine Amtssprache hat vor einer anderen Vorrang. Bei Divergenzen ist von demjenigen Gesetzestext auszugehen, welcher der ratio legis am besten entspricht.

B. Die freie Rechtsfindung im Strafrecht

· Frei Rechtsfindung (intra legem) ist dann geboten, wenn der Richter unbestimmte Begriffe abgrenzen und differenzieren muss

· Freie Rechtsfindung (praeter legem): Richter wird rechtsschöpferisch tätig, da es sich um eine eigentliche Lückenausfüllung handelt

( nach Legalitätsprinzip (Art.1) nur zulässig zugunsten des Täters
· Freie Rechtsfindung zugunsten des Täters darf nach Art.4 nicht willkürlich sein, d.h. sie muss sich nach der ratio legis und der ratio iuris richten

C. Das Prinzip des Gesetzmässigkeit

· Materiellrechtliches Legalitätsprinzip: Prinzip der Gesetzmässigkeit nach Art.1

· Strafprozessuales Legalitätsprinzip: bei gegebenem Tatverdacht ist Strafverfolgungsbehörde dazu verpflichtet, ein Strafverfahren einzuleiten

· nullum crimen, nulla poena sine lege
( erst in Verbindung mit dem Bestimmtheitsgebot (gesetzliche Straftatbestände müssen möglichst bestimmt erfasst werden und Grenzen klar deklariert) enthält dieser Grundsatz Gebot, denn nicht jede beliebige Norm taugt als Grundlage einer strafrechtlichen Verurteilung.

· Geltungsbereich für Allg. und Besonderen Teil

· Gewohnheitsrecht kann keine Strafbarkeit begründen.
 §13 Der zeitliche Anwendungsbereich des Strafgesetzes





A. Das Verbot der Rückwirkung

· Für Strafbarkeit erforderliche gesetzliche Grundlage darf nicht nachträglich geschaffen werden, da ansonsten die Garantiefunktion mittels Legalitätsprinzip nicht gewährleistet werden kann (Art.2 Abs.1)

· Führt die Revision des Gesetzestextes zur Milderung der Strafe, kann diejenige schon vorweg berücksichtigt werden

· Zeitliches Distanzdelikt: problematisch, da zwischen unterschiedlichen Bestandteilen eines Delikts zeitlicher Zwischenraum liegt

( Zeitpunkt relevant, in dem Täter handelte

· Bei mehreren zum Tatbestand gehörigen Handlungen, ist Zeitpunkt der letzten Aktivität massgebend

· Ausnahmen beim Strafprozess- und Strafvollzugsrecht: Anwendung von neuem Verfahrensrecht auch bei Inkrafttreten nach Tat

B. Die Ausnahme vom Rückwirkungsverbot: lex mitior

· Begehung der Tat vor Inkrafttreten des Gesetzes, Beurteilung nachher: Anwendung des neueren Gesetzes, sofern milder

· Gesetzesänderungen zwischen Tat und Urteil, die z.T. zu milderen oder härteren Strafen führen: separate Prüfung nach altem und neuem Recht ( Anwendung des für Täter günstigeren Ergebnisses

C. Ausnahmen von der Rückwirkung der lex mitior

1. Massnahmen

Für Massnahmen ausschliessliche Anwendung des Rechts zur Zeit des Urteils

2. Zeitgesetze

Zeitgesetze auch anzuwenden, wenn sie zwischen Tat und Urteil ausser Kraft getreten sind ( von vornherein für bestimmte Geltungsdauer

3. Wertneutrale Verhaltensnormen

Bilden Ausnahme von Rückwirkung des lex mitior (z.B. Verkehrsregeln)

 §14 Der räumliche Anwendungsbereich des Strafgesetzes




· Frage nach Voraussetzungen, nach welchen das Strafrecht eines bestimmten Staates angewendet wird

· Kollisionsnormen: regeln Anwendungsbereich des nationalen Strafrechts

( um Konflikt zwischen souveränen Staaten zu verhindern, wird Lösung im Völkerrecht gesucht

A. Anknüpfung

Verschiedene Prinzipien:

a) Territorialitätsprinzip (Recht des Ortes anwendbar, an dem Delikt begangen wurde)

b) Aktives Personalitätsprinzip (Recht des Staates anwendbar, dessen Nationalität Täter hat)

( Domizilprinzip (Wohnsitz relevant)

c) Passives Personalitäsprinzip (Recht des Staates anwendbar, dessen Nationalität Opfer hat)

d) Real- oder Schutzprinzip (Recht des Staates anwendbar, dessen Interessen durch Delikt verletzt wurden)

e) Flaggenprinzip (Recht des Staates anwendbar, dessen Flagge Schiff/Flugzeug hat)

f) Universalitätsprinzip (Prinzip, dass Verbrechensbekämpfung internationale Aufgabe sei)

g) Das Prinzip der stellvertretenden Strafrechtspflege (Urteil nach inländischen Recht, wobei Tat im Ausland geschah)

B. Die Regelung im schweizerischen Strafrecht

Schweiz nahm von allen (mit Ausnahme dem Domizilprinzip) Anknüpfungspunkten Gebrauch.

1. Das Territorialitätsprinzip (Art.3)

· StGB auf alle Delikte anwendbar, die auf schweizerischem Boden begangen; dies aus

a) rechtsstaatlichen Gründen: jedermann weiss, dass man sich nach Gesetzen des Landes zu richten hat

b) völkerrechtlichen Gründen: moderner Staat = Territorialstaat (( Grenzen seines Territoriums = Grenzen seiner Souveränität)

· Probleme, wo Tatbestandsmerkmale Gebiete mehrere Staaten berührt (z.B. Schuss über Grenze)

( nach örtlichem Distanzdelikt (Art.7) gilt sowohl Ort der Handlung des Täters als auch derjenige, wo Erfolg eintrat als Begehungsort („Ubiquitätsprinzip“)

· Keine Rücksichtnahme darauf, ob Täter im Ausland bereits bestraft

( bei Rückkehr des Täters in seine Heimat, Auslieferung nicht zu erwirken, aber Rechtshilfe kann angefordert werden

( Erledigungsprinzip: noch nicht vollzogene Strafe kann in CH vollstreckt werden

2. Das aktive Personalitätsprinzip (Art.6)

· StGB anwendbar auf Schweizer, die im Ausland Delikt begangen und sich in der CH befinden

( Schweizer ist auch, der nach Tat schweizerische Staatsbürgerschaft erwarb

· Recht des Tatorts angewendet, wenn milder

· Keine Bestrafung in CH, wenn Tat im Ausland strafrechtlich erledigt

3. Das passive Personalitätsprinzip (Art.5)

· StGB anwendbar auf Delikte, die im Ausland von einem Ausländer gegen Schweizer begangen

· Grund: Verhinderung, dass einem Schweizer strafrechtlicher Schutz versagt bleibt

· Freisprechende ausländisches Urteil nicht anerkannt, aber Grundsatz der lex mitior gilt 

4. Das Staatsschutz- oder Realprinzip (Art.4)

· Dem StGB alle Delikte unterstellt, die wo und von wem auch immer gegen Schweizer gerichtet sind

· Ausländisches Urteil irrelevant, höchstens nach Anrechnungsprinzip

5. Das Flaggenprinzip

· Schweizer Strafrecht anwendbar bei Delikten, die unter schweizerischer Flagge segelnden See- oder Luftschiff begangen

· Auch wenn Schiff in territorialen Gewässern/über Hoheitsgebiet fremder Staaten

6. Das Weltrechts- oder Universalitäsprinzip (Art.6bis)

· Bei „Verbrechen gegen die Menschheit“ (z.B. Handel mit Betäubungsmitteln, Terrorismus)

· Damit soll verhindert werden, dass kein Täter straflos ausgeht (dass z.B. Hindernisse in Auslieferung Bestrafung verunmöglichen)

7. Konkurrenzen

· Bei mehreren Anknüpfungspunkte: Territorialitäsprinzip hat Vorrang

 §15 Der persönliche Anwendungsbereich des Strafgesetzes





A. Das Militärstrafrecht

· Vorrang des MStG nach Art.8

· Stufenweise erweiterter Anwendungsbereich in Zeiten des aktiven Dienstes und Krieges

· Organe der Militärjustiz verantwortlich für Anwendung

· Bei Kompetenzenkonflikt( Entscheid des BG

B. Die parlamentarische Indemnität

· Indemnität: Befreiung  strafrechtlicher Verantwortlichkeit für Parlamentarier und Bundesräte für Äusserungen im Parlament

( Gewaltentrennung

· Immunität: Verfolgungshindernisse, da National- und Ständeräte für strafbare Handlungen im Zusammenhang mit Amtstätigkeit erst strafrechtlich zu verfolgen, wenn eidg. Räte Ermächtigung erteilen

C. Die „exterritorialen“ Personen

· Diplomaten (z.B.) unter Normen des StGB

· Strafrechtliche Verfolgung erst, wenn Zustimmung des Staates vorliegt und Immunität aufgehoben

 §16 Die Einteilung der strafbaren Handlungen






· Einteilung strafbarer Handlungen:

a) Verbrechen: Delikte mit Höchststrafe Zuchthaus (Art.35)

b) Vergehen: Delikte mit Höchststrafe Gefängnis (Art.36)

c) Übertretungen: Delikte mit Höchststrafe Haft (Art.39) oder Busse (Art.48ff)

· Frage nach Einteilung eines bestimmten Tatbestandes: abstrakte Betrachtungsweise( einzig im Gesetz angedrohte Höchststrafe relevant

2. Teil: Das strafbare Verhalten (Verbrechenslehre)
 §17 Gegenstand und Systematik der Verbrechenslehre





· Verbrechenslehre befasst sich mit Merkmalen des strafbaren Verhaltens
( Voraussetzungen, die erfüllte sein müssen, damit menschliches Verhalten strafbar ist

· Strafen und Massnahmen befassen sich mit Folgen des strafbaren Verhaltens
· Allg. Teil des Strafrechts: Regelungen, die für Besonderen Teil gelten

a) Voraussetzungen der Strafbarkeit

b) Allgemeine Folgen des Delikts

· Besonderer Teil des Strafrechts: Aufzählung und Definitionen der einzelnen Delikte

· Einteilung in All. und Bes. Teil ( Vereinfachung

· Formaler Verbrechensbegriff: Straftat als tatbestandsmässig, rechtswidrig und schuldhaft bezeichnet

( nur bei Aufweisen aller drei Merkmale kann Tat strafbar sein

· Tatbestandsmässigkeit: Nur Verhalten, das im Bes. Teil einem Delikt her entspricht, von strafrechtlicher Relevanz

Rechtswidrigkeit: nur von Interesse, wenn Handlung tatbestandsmässig

Schuld: Fragen nach der Schuld erst, wenn Handlung tatbestandsmässig und 
rechtswidrig ist

Obj. Strafbarkeitsbedingung: in seltenen Fällen müssen sie erfüllt werden, damit 
Handlung bestraft werden kann

obj. Strafbarkeitsbedingungen
(
Schuld
(
Rechtswidrigkeit

(
Tatbestandsmässigkeit
 Der gesetzliche Tatbestand
 §18 Die rechtsstaatliche Bedeutung des gesetzlichen Tatbestandes



· Grundsatz der Gesetzmässigkeit genügt nur bei genauer Umschreibung was z.B. als Mord strafbar

· Strafgesetz betrachtet als

a) Bestimmungsnorm (für das Verhalten der Bürger)

b) Bewertungsnorm (für den Richter)

 §19 Der Begriff des Tatbestandes








Anknüpfen der Strafe und der Massnahmen immer an Erfüllung bestimmter Tatbestände.
A. Sachverhalt

In Alltagssprache: Tatbestand „=“ Tatsachenlage

( eigentlich: Sachverhalt

B. Tatbestand im weiteren Sinne

Tatbestand = Gesamtheit der Voraussetzungen, an welche Norm bestimmte Rechtsfolgen knüpft
C. Tatbestand im engeren Sinne

Tatbestand im engeren Sinne (( Tatbestand nach Strafrecht) = Voraussetzungen der Strafbarkeit, die in Vorschrift in Bes. Teil umschrieben sind
D. Arten von Tatbestandsmerkmalen

1. Objektive und subjektive Tatbestandsmerkmale

· Objektiv: Alle Tatbestandsmerkmale, die sich ausserhalb des Kopfes des Täters abspielen, die beobachtet werden können
a) Tat- oder Angriffsobjekt (beim Diebstahl z.B. fremde bewegliche Sache)

b) Täterhandlung (beim Diebstahl das Wegnehmen)

c) Erfolg (z.B. beim Tötungsdelikt der Tod des Opfers)

d) Sondereigenschaften Täters (z.B. beim Amtsdelikt dass er Beamter ist)

( alle obj. Tatbestandsmerkmale bilden objektiven Tatbestand
· Subjektiv: alle wichtigen Vorgänge, die in der Psyche des Täters ablaufen
a) bei Vorsatzdelikten der Vorsatz

b) Absicht

c) Motive

usw.

( alle subj. Tatbestandsmerkmale bilden subjektiven Tatbestand

2. Objektive Strafbarkeitsbedingungen

· Voraussetzungen in verschiedenen Artikeln des Bes. Teiles, die weder obj. noch subj. Tatbestandsmerkmale sind

· Vorsatz nicht darauf zu richten ( sogar bedeutungslos, ob Täter darüber Kenntnis hatte oder nicht

· z.T. wird tatbestandsmässiges, rechtswidriges und schuldhaftes Verhalten nur bestraft, wenn obj. Strafbarkeitsbedingung erfüllt ist

· als Korrekturen gedacht, um Strafbarkeit einzuschränken

· Beispiel: Teilnahme an Rauferei nicht zu tolerieren; Gesetzgeber weiss aber, dass man sich manchmal austoben muss

( wird dabei aber jemand verletzt, so hat Rauferei Grenze des Tolerierbaren überschritten und alle Beteiligten werden bestrafe, unabhängig davon, ob sie zur Verletzung Beitrag geleistet haben

· z.T. nur bei Antragsdelikten

3. Deskriptive und normative Tatbestandsmerkmale

· Deskriptiv: reine Beschreibung

· Normativ: enthält erkennbare Wertungen

 §20 Kategorien von Tatbeständen









A. Erfolgsdelikt und Tätigkeitsdelikt

· Erfolgsdelikt: zum Tatbestand neben Handlung auch bestimmter, vom Tun des Täters örtlich und zeitlich getrennter Erfolg
· Tätigkeitsdelikt / schlichter Tätigkeitsdelikt: Tatbestand bereits erfüllt, wenn bestimmtes Verhalten gezeigt (Erfolg ( Teil des Tatbestandes)

B. Verletzungsdelikte und Gefährdungsdelikte

· Schädigung eine Rechtsguts = Teil des Tatbestandes
· z. T. zugleich Erfolgsdelikte oder Tätigkeitsdelikt

· entweder besteht Erfolg in Gefährdung des geschützten Rechtsgut oder Handlung gilt als generell gefährlich

· konkretes Gefährdungsdelikt: Gefahr = Tatbestandsmerkmal
( obj. Tatbestand erfüllt, wenn Gefahr eintrat

(z.B. Gefährdung des Lebens, Art.129)

· abstraktes Gefährdungsdelikt: Strafandrohung, da es nach allg. Erfahrung generell geeignet ist, konkrete Gefahr oder Verletzung herbeizuführen
C. Zustandsdelikte und Dauerdelikte

· Zustandsdelikt: strafbare Handlung mit Eintreffen eines bestimmten rechtswidrigen Zustandes abgeschlossen und vollendet
( z.B. Tötungsdelikt mit Eintritt des Todes

· Dauerdelikt: rechtswidriger Zustand durch Täter herbeigeführt und aufrechterhalten
( z.B. Freiheitsberaubung

D. Grundtatbestände und abgewandelte Tatbestände

· Grundtatbestand kann Abwandlungen erfahren, indem Sondertatbestände zusätzliche Voraussetzungen bilden

( z.B. einfacher Diebstahl (Grundtatbestand) in bewaffneter Diebstahl (abgewandelter Tatbestand)

· Abgewandelte Tatbestände:

a) qualifiziert (( verschärft)

b) privilegiert (( gemildert)

E. Gemeine Delikte und Sonderdelikte

· Gemeine Delikte: grundsätzlich ist jede Person befähigt, Tatbestand zu erfüllen

· Sonderdelikte: Person muss bestimmte Tätereigenschaften besitzen (( z.B. beim Amtsdelikt den Beamtenstatus)

a) echt: Person besitzt besondere Tätereigenschaft

b) unecht: können in der Regel von jedermann begangen werden; wenn qualifizierte Tätereigenschaft vorhanden, so besteht schwerere Strafandrohung

F. Begehungsdelikte und Unterlassungsdelikte

· Begehungsdelikt: Tatbestand wird durch das aktive Handeln des Täters erfüllt

· Unterlassungsdelikt: in gegebener Situation wird vom Täter nicht getan, was er tun sollte
a) echt

b) unecht

 §21 Der Handlungsbegriff









zwei Funktionen:

a) dient als allg. Oberbegriff, der vorsätzliches, fahrlässiges Verhalten und auch Tun und Unterlassen umfasst

( Abgrenzung gegenüber „Nichthandlungen“

b) Bestimmung des Aufbaus des Strafrechtssystems

( Reihenfolge nach der Merkmale des Verbrechens zu prüfen sind

A. Die kausale Handlungslehre

Vorsatz = Teil der Schuld (( Teil der Handlung) 

B. Die finale Handlungslehre

· Menschliches Verhalten als Ausübung von „Zwecktätigkeit“

· Finale Tätigkeit bewusst vom Ziel her gelenktes Wirken.

C. Der soziale Handlungsbegriff

· Handlung = sozial beträchtliches menschliches Verhalten

· Verhalten = jede Erwiderung auf erkennbare Situationsanforderung durch Reaktion

D. Die Lehre von der normativen Zurechnung

· Bestimmt äussere Grenze des strafrechtlich Relevanten

· Ausgangspunkt: Schaden, Störung sozialer Verhältnisse, meist Rechtsgüterverletzung oder –Rechtsgütergefährdung.

Das vorsätzliche Begehungsdelikt
 §22 Erfolg und Kausalzusammenhang








A. Bedeutung des Kausalzusammenhangs

· Frage nach Kausalzusammenhang nur bei Erfolgsdelikten
· Element der Tatbestandsmässigkeit
( Frage, ob für Tatbestand erhebliche Veränderung der Aussenwelt auf Verhalten des Täters rückführbar ist

· Ontologische Betrachtungsweise: besteht Zusammenhang zwischen Ursache und  Wirkung?

( Kausalität im ontologischen Sinne betrifft Sachverhalt

( durch BG keine Überprüfung einer Nichtigkeitsbeschwerde

· Normative Betrachtungsweise: rechtfertigt bestehender Zusammenhang die Zurechnung?

( rechtliche Frage

( Überprüfung eines Urteils durch BG möglich

· Bei Erfolgsdelikten Kausalzusammenhang erheblich

a) beim vorsätzlichen Erfolgsdelikt: Abgrenzung zwischen versuchtem und vollendetem Delikt

b) beim vorsätzlichen Erfolgsdelikt: Vorsatz muss Kausalzusammenhang in seinen Umrissen umfassen, denn Kausalität Teil des obj. Tatbestandes als Bindeglied zwischen Handlung und Erfolg

c) beim fahrlässigen Erfolgsdelikt: notwendige Voraussetzung der Strafbarkeit (( §35)

B. Die Theorien über den Kausalzusammenhang

· Kausalität im ontologischen Sinne = notwendige Verbindung zwischen Ursache und Erfolg

( empirisch

· Frage, welche Kausalzusammenhänge rechtlich relevant

( juristisch

1. Die Bedingungstheorie (Äquivalenztheorie)

· Jede Wirkung, jedes Ereignis hat viele Ursachen( im Ursachenzusammenhang ist jede Ursache gleich notwendig, damit Erfolg eintritt

· Alle Bedingungen sind einander äquivalent/gleichwertig

· Jede Bedingung muss conditio sine qua non sein, d.h.: ohne ihre Anwesenheit entfiele der Erfolg

( z.B. ist die Handlung auch kausal, wenn sie Erfolg nur beschleunigt

· Besondere Anfälligkeit des Opfers bedeutungslos für Kausalität

· Problematik:

a) bei konkurrierenden Ursachen durch mehrere Täter kann jeder Täter behaupten, Erfolg wäre ohne ihn auch eingetreten

b) führt zu weiten Ausdehnung der strafrechtlichen Haftung

( z.B. bei Tötung eines Menschen, gehört zu den Ursachen auch Verkauf des Autos, Fahrunterricht, sogar Zeugung durch Eltern

2. Die Adäquanztheorie

Einschränkung der Bedingungstheorie durch Adäquanztheorie, nur bei Fahrlässigkeitsdelikten

3. Die Doppelkausalität

· Keine Unterbrechung oder Aufhebung des Kausalzusammenhanges durch weitere Ursachen

· Problematik bei Konkurrenzen

( z.B.: A und B wollen C vergiften. Beide geben nicht letale Dosis, aber in Verbindung durchaus letal

( beide Handlungen kausal

· Überholende Kausalität: auch hier geben A und B dem C Gift, D erschiesst ihn aber, bevor das Gift wirken konnte

a) die Handlung von A und B sind nicht kausal, wenn C durch das Gift nicht beeinträchtigt wird, d.h. er sich trotz allem noch wehren hätte können

b) A’s und B’s Handlungen sind kausal, wenn D den C nur erschiessen konnte durch deren Handlungen

4. Die absolut unwahrscheinliche Kausalität

z.B.: Täter schickt „Erbonkel“ auf Vergnügungsreise, in der Hoffnung, er werde ums Leben kommen, was auch passiert

( Täter hat Tod des Opfers verursacht, hat ihn aber nicht getötet, da er Geschehen nicht beherrschte

 §23 Der Vorsatz











A. Die Funktion des Vorsatzes im System des Strafrechts

· Verbrechen und Vergehen nur strafbar, wenn vorsätzlich begangen (Art.18 Abs.1)
· ausser Gesetz droht auch fahrlässige Tat mit Strafe an

(( z.B. Angriff auf besonders wertvolle Rechtsgüter (Leben (Art.117), Gesundheit (Art.125), Rechtsgüter der Allgemeinheit (Art. 221ff))
· Vorsatz = konstitutives Element der Vorsatztat

( gibt der äusserlich wahrnehmbaren Handlung bei Vorsatzdelikten erst strafrechtliche Bedeutung

· Obj. Ablauf der Handlung und Vorsatz ( Einheit

a) obj. Ablauf bedeutungsvoll durch Vorsatz

b) rein psychisches Verhalten unerheblich, sofern es nicht in Delikt dargestellt

· heute stärkere Tendenz, die psychischen Hintergründe des Täters zu erforschen

( nicht alle obj. Tatbestandsmerkmale müssen erfüllt sein

B. Der Begriff des Vorsatzes

· Vorsatz enthält intellektuelle (( Wissen) und voluntative (( Wollen) Komponente

( Legaldefinition des Vorsatzes (Art.18 Abs.2): „Vorsätzlich verübt ein Verbrechen/Vergehen, wer die Tat mit Wissen und Willen ausführt.“
· Aufbau:

1) psychische Bedürfnis dringt in Bewusstsein

2) Entwurf des Planes, um Ziel zu erreichen

3) Entschluss, Plan zu verwirklichen ( Bildung des Vorsatzes
· Wissen: aktuelles Bewusstsein erforderlich, d.h. Täter muss rechtlich relevante Tatumstände gekannt haben

· Wille: Verwirklichungswille gemeint, d.h. Entschlossenheit wichtig

C. Modalitäten des Vorsatzes

1. Modalitäten des Vorsatzes nach der Vorsatzstruktur

· Vorstellungsseite:

a) Täter sieht Erfolg als sicher voraus

b) Täter sieht Erfolg als möglich/wahrscheinlich voraus

c) Täter sieht Erfolg nicht voraus (( kennt Tatumstand nicht)

· Willensseite:

a) Erfolg für Täter relevant, d.h. Erfolg = Ziel seines Handelns

( Absicht
b) Erfolg für Täter nur Nebenfolge des erstrebten Ziels als unerwünschtes, aber unvermeidbares Nebenergebnis

c) Täter dem Erfolg gegenüber indifferent, d.h. Erfolg nicht angestrebt, nicht in Plan integriert, aber auch nicht abgelehnt

( Eventualvorsatz
d) Täter will Erfolg nicht

( Fahrlässigkeit
2. Eventualvorsatz

· dolus eventualis wenn Täter Verwirklichung des Tatbestandes nur als möglich vorstellt, sie in Kauf nimmt und sich damit abfindet

· Einwilligungstheorie: Willenselement entscheidend

· Wahrscheinlichkeitstheorie: blosse Vorstellung des Täters relevant

· Problematik bei Unterscheidung Eventualvorsatz – bewusste Fahrlässigkeit

(( viele Delikte nur strafbar, wenn vorsätzlich begangen)

3. Modalitäten des Vorsatzes nach dem Zeitpunkt des Entschlusses

· Dolus subsequens (nach der Tat entstandener Vorsatz) genügt nicht, d.h. Entschluss zur Tat muss vor der Tat entstanden sein und während ganzem Handlungsablauf aufrechterhalten sein

· Dolus superveniens (während der Tat entstehender Vorsatz): problemlos

(( z.B. schliesst Täter versehentlich jemand ein und bemerkt Irrtum später. Vom Zeit des Einverständnisses mit der Einsperrung begeht er vorsätzliche Freiheitsberaubung)

· Dolus antecedens (vorausgehender Vorsatz) kein rechtlich erheblicher Vorsatz

D. Rechtliche Behandlung der verschiedenen Vorsatzarten

· In der Regel Gleichbehandlung von Absicht, dolus directus und Eventualvorsatz

· Kupierte Erfolgsdelikte oder Delikte mit überschiessender Innentendenz: Absicht nicht an bestimmte Stufe des Vorsatzes gebunden

(( z.B. Diebstahl: bei Wegnahme einer fremden beweglichen Sache ist Delikt beendet, wenn gesuchtes Resultat noch nicht erzielt wurde, (d.h. z.B. Bereicherung eines Dritten noch nicht erreicht). In Beendigungsphase Notwehr noch auszuüben. Erst nach Bereicherung ist Delikt vollendet.)

E. Der Inhalt des Vorsatzes

· Vorsatz muss sich auf alle obj. Tatbestandsmerkmale beziehen
(( z.B. kein Betrug, wenn Täter Opfer nicht am Vermögen schädigen will)

· Auch Ereignisablauf in groben Umrissen muss vom Täter vorauszusehen sein

· Keine Beziehung auf obj. Bedingungen der Strafbarkeit notwendig

 §24 Der Sachverhaltsirrtum









A. Wesentliche Irrtümer

· Bei Erfüllung des obj. Tatbestandes, nicht aber subj. nach Vorstellung und Willen des Täters: keine vorsätzliche Handlung

( Sachverhaltsirrtum (Art.19 Abs.1)

· Tat immer noch als Fahrlässigkeitsdelikt strafbar, wenn Irrtum bei pflichtgemässer Vorsicht vermeidbar und fahrlässige Begehung mit Strafe bedroht (Art.19 Abs.2)

· Täter immer nach seiner Vorstellung strafbar (( subj. Tatbestand relevant)

· Irrtümliche Annahme der tatsächlichen Voraussetzungen eines Rechtfertigungsgrundes (( z.B. Notwehr) heben Vorsatz auf

· Beim Rechtsirrtum (Art.20, besser: Verbotsirrtum) nur Irren zugunsten des Täters.

(( zu Ungunsten (Täter meint, er tue was Verbotenes, das in Wirklichkeit erlaubt ist): strafloses Putativdelikt)

B. Unwesentliche Irrtümer

1. Irrtum über Einzelheiten des Kausalverlaufs

Kein Ausschliessen des Vorsatzes bei Abweichen des wirklichen vom erwarteten Kausalablaufes

2. Error in persona, error in obiecto
· Error in persona: Verwechslung des Opfers mit jemand anderem

· Error in obiecto: Irrtum über Angriffsobjekt

3. Exkurs: aberratio ictus (Fehlgehen des Schlages)

· z.B.: Täter schiesst mit Tötungsvorsatz auf A, trifft den daneben stehenden B

( versuchte Tötung des A und fahrlässige Tötung des B

 §25 Weitere subjektive Tatbestandsmerkmale






( Vergl. §31 Teilnahme

 §26 Die Rechtswidrigkeit










A. Der Begriff der Rechtswidrigkeit

· Rechtswidriges Verhalten = Verhalten, das gegen Norm der Rechtsordnung verstösst, ohne dass Gegennorm Verhalten erlaubt
· Rechtswidrigkeit = Unwerteigenschaft der strafbaren Handlung

( Unwert besteht aus 2 Teilen:

a) Handlungsunwert: innere Einstellung (( z.B. Vorsatz, Absicht)

b) Erfolgsunwert: Wirkung, die Tat auf Umwelt ausübt (( z.B. Erfolg, Schaden)

B. Tatbestand und Rechtswidrigkeit

· In der Regel Deckung von Tatbestand und Rechtswidrigkeit (( Rechtswidrigkeit aus Tatbeständen feststellbar)

· Ausnahme: Handlung erfüllt Tatbestand, ist aber durchaus rechtmässig, wenn besondere Erlaubnis entgegensteht

(( z.B. Notwehr, Einwilligung des Verletzten)

( nur bei Vorliegen von Rechtfertigungsgründen

C. Rechtswidrigkeit und Schuld

· Frage nach Schuld erst bei Vorliegen einer tatbestandsmässigen und rechtswidrigen Handlung

· Schuld = persönlicher Vorwurf
· z.T. muss rechtswidriges Verhalten nicht schuldhaft sein

(( z.B. Notwehr, z.T. Teilnahme)

 §27 Die Rechtfertigungsgründe








Spezialfälle, wo tatbestandsmässiges Verhalten nicht rechtswidrig

A. Allgemeines

1. Die Begründung der Rechtfertigungsgründe

· Gewisse Handlungen von Recht als rechtmässig erklärt

( menschliches Leben kompliziert und nicht alles kann verboten sein 

· Rechtfertigungsgründe:

a) gesetzlich (( z.B. Notstand, Notwehr)

b) übergesetzlich durch praeter legem (( z.B. Einwilligung des Verletzten)

2. Die subjektive Seite der Rechtfertigungsgründe

· Subj. Seite (d.h. Erkennen des Sachverhalts und Willen haben, seinen „Rechtfertigungsgrund“ zu gebrauchen) z.T. notwendig

( aber auch unbewusstes Verhalten gerechtfertigt

· Rechtfertigungssituation zuerst unabhängig vom Willen des Täters:

1) zwei schützenswerte Interessen nicht kumulativ zu schützen

( Entscheidung des Rechts für eines der beiden mit gleichzeitigem Rückzug des Schutzes für anderes

2) „unterliegendes“ Gut ( Rechtsgut mehr

3) Verletzung dessen ohne Erfolgswert

( Handlungswert bleibt bestehen

( nur als Versuch strafbar

B. Der rechtfertigende Notstand

1. Begriff und Voraussetzungen des Notstandes

· Jemand, der ein Rechtsgut aus unmittelbaren, nicht anders abwendbaren Gefahr errettet, ist nicht straflos, wenn Gefahr nicht vom Täter verschuldet und für ihn nicht zumutbar, das gefährdete Gut preiszugeben (Art.34)
· Ziel: Rettung eines Rechtsgutes aus Gefahr

· Strenger Anforderungen wie bei Notwehr: Notstandstäter bleibt dem Geschädigten gegenüber zu Schadenersatz verpflichtet (Art.52 Abs.2 OR)

· Voraussetzungen:

a) Drohung einer unmittelbaren Gefahr
( muss nicht gegenwärtig sein, aber spätere Abwehr nicht möglich

( Notstand auch bei natürlichen Gefahren (( z.B. Unwetter, Lawinen) 
akzeptabel

b) jedes Rechtsgut = notstandsfähig

( nur individuelle Rechtsgüter
c) Tat = einziges Mittel, Gefahr abzuwenden
( Subsidiarität des Notstandes: Täter muss z.B. fliehen, wenn er dadurch der Gefahr entrinnen kann

d) das geschützte Rechtsgut muss wertvoller als das verletzte sein
( Proportionalität: Preisgabe des gefährdeten Gutes nicht zumutbar

( durch bestimmte Berufe (Feuerwehr, Polizei) erhöhte Gefahrensituation: kein Berufen auf Notstand erlaubt

e) Gefahr nicht durch Notstandsberechtigten schuldhaft herbeigeführt
2. Erfordernisse der Notstandstat

Notstandstat darf nicht stärker in verletztes Rechtsgut eingreifen, als unbedingt erforderlich

3. Notstandsexzess

· Handlung bleibt rechtswidrig, aber mildere Strafe bei:

a) extensivem oder qualitativem Notstandsexzess: nur teilweise Erfüllung des Rechtfertigungsbestandes

b) intensivem oder quantitativem Notstandsexzess: zu extremer Eingriff in verletztes Rechtsgut

(Art.34 I Abs.2)

· Milderung der Strafe nach freiem Ermessen

4. Putativnotstand

· Bei Irrtum über tatsächlichen Voraussetzungen des Notstandes: Beurteilung nach Vorstellung des Täters (Art.19)

C. Die Notwehr

· Spezialfall des Notstandes

· Rechtfertigung von Eingriffen in Rechtsgüter eines rechtswidrig Angreifenden, sofern angemessene Abwehr
1. Die Merkmale des Angriffs

· Angriff = menschliches Verhalten mit Ziel auf Rechtsgüterverletzung
a) gewalttätiges Vorgehen gegen Leib und Leben

b) Ehrverletzung

· Rechtswidrigkeit des Angriffes vorausgesetzt
( Angriff von Tieren nicht gerechtfertigt, ausser sie agieren als “Werkzeug” des Menschen

( gegen rechtmässige “Angriffe” keine Notwehr erlaubt

· Problematik: Notwehr auch zulässig gegen rechtswidrige Unterlassung?

(( z.B. wäre Gewalt oder Drohung gerechtfertigt, um Täter zum rechtmässigen Handeln zu zwingen?)

· Jedes individuelle Rechtsgut = notwehrfähig
( Angriffe auf öffentliche Interessen durch Notwehr abzuwehren, wenn zugleich individuelle Rechtsgüter betroffen

( Notwehr erlaubt bei Angriffe auf Individualrechtsgüter des Staates (( z.B. Einbruch in Nationalbank)

· Gegenwärtiger Angriff
( Angriff ist noch im Gange oder droht unmittelbar

( mit Abwehr nicht warten bis es zu spät ist

( Beendigung des Angriffes = Entfallen der Notwehrberechtigung

(( bei Dauerdelikten: Notwehr während ganzer Dauer des 



rechtswidrigen Zustandes zulässig)

2. Der Umfang des Abwehrrechts

· Abwehr = dem Angriff widersetzende Handlung

· Tat richtet sich gegen Angreifer, bzw. dessen Rechtsgut

· Jeder Dritte auch abwehrberechtigt, da Schutz solidarischen Verhaltens

(( Notwehrhilfe)

· Proportionale Abwehr (( den Umständen angepasst)

(( „Recht braucht dem Unrecht nicht zu weichen“)

( alle gewalttätigen Angriffe gegen die Person (( z.B. Vergewaltigung) dürfen mit Tötung des Angreifers abgewehrt werden, wenn kein anderes Mittel vorhanden

· Subj. Merkmal: Abwehrwille als Vorsatz vorhanden

( ohne Abwehrwille: untauglicher Versuch

· Keine Notwehrberechtigung, wenn Provokation des „Opfers“ Täter zum Angriff verführte

( Opfer ist mitschuldig

· Intensiver oder quantitativer Notwehrexzess: Handlung wird rechtswidrig

( gegenüber Notwehrexzess ist Notwehr erlaubt

· extensiver Notwehrexzess: keine Strafmilderung

( Voraussetzungen für Notwehr nicht gegeben

· Putativnotwehr: nach Vorstellungen des Verteidigers zu urteilen

( Sachverhaltsirrtum

D. Gesetzliche Gebote und Erlaubnisse, Berufspflichten

· Nach Amts- und Berufspflichten enthalten bestimmte Vorschriften Erlaubnissätze, die dem Strafrecht vorgehen (Art.32)

· Gesetzliche Gebote und Erlaubnisse im Bundesrecht oder kantonalen Recht zu finden

· Problematik: Rechtfertigung des kantonalen Prozessrechtes bezüglich Ehrverletzungen

( würde zu endlosen Prozessen führen

E. Die Pflichtenkollision

Übergesetzlicher Rechtfertigungsgrund  bei Unterlassungsdelikten vorhanden, wenn Täter zu mehreren  Handlungen verpflichtet wäre, aber nicht alle gleichzeitig verrichten kann

( Rechtmässigkeit liegt vor, wenn höhere Pflicht auf Kosten der minder wichtigen oder von zwei gleichwertigen Pflichten nur eine erfüllt wird

F. Die Wahrnehmung berechtigter Interessen

· Wer bei der Ausübung verfassungsmässig garantierter Freiheitsrechte Werte schafft oder Interessen wahrnimmt, handelt rechtmässig, auch wenn dabei weniger wichtige Werte/Interessen eines Straftatbestandes verletzt werden

(( z.B. in der Presse bezüglich Pressefreiheit)

· Weitere übergesetzliche Rechtfertigungsgründe: ehrverletzende Aussagen über Dritte im Familienkreis oder zwischen Anwalt und Klient

· Wahrnehmung berechtigter Interessen kann Verletzung des Amtsgeheimnisses rechtfertigen

G. Erlaubtes Risiko und „soziale Adäquanz“

· Der Betrieb gefährlicher Unternehmen ist wegen dem einbringenden Nutzen erlaubt, trotz der damit bringenden Gefahren und möglichen Verletzungen

( Güterabwägung relevant

· Soziale Adäquanz als Rechtfertigungsgrund (( z.T. sogar Ausschliessen des Tatbestandes)

( alltägliche Verhaltensweisen, auch wenn tatbestandsmässig, sollen straflos sein

(( z.B. „Freiheitsberaubung“ bei dem, der irrtümlich in falschen Zug einstieg)

H. Die Einwilligung des Verletzten

· Das Individuum muss auf strafrechtlichen Schutz seiner Rechtsgüter um persönlicher Freiheit willen verzichten können

( volenti non fit iniuria
· Gewisse Handlungen auch strafbar, wenn Verletzter damit einverstanden

(( z.B. Wucher, Tötung auf Verlangen)

· Eingriffe in individuelle Rechtsgüter durch Einwilligung möglich, sofern nicht höherwertig als Freiheit

· Einwilligung  in Verletzung des wertvollsten Rechtsgutes (( des Lebens) niemals zu rechtfertigen

( schwere Körperverletzung nur rechtmässig, wenn damit vernünftiger Zweck erfüllt wird (( z.B. Transplantation um Leben zu retten)

· Bei gewissen Sportarten besteht erhöhtes Gefahrenrisiko

( nur bei Einhaltung der Spielregeln gerechtfertigt

· Voraussetzungen zur Rechtfertigung strafbarer Handlungen durch Einwilligung:

a) Einwilligung vom Berechtigten/“Tatopfer“

b) Urteilsfähigkeit des Einwilligenden

(( Zweck und Tragweite der Verletzung richtig urteilen)

( stellvertretende Einwilligung bei höchstpersönlichen Rechtsgütern (( z.B. sexuelle Selbstbestimmung) unbeachtlich

c) Einwilligung frei von Willensmängeln

d) Einwilligung zeitlich vor der Tat

e) Jederzeit widerruflich

I. Die mutmassliche Einwilligung des Verletzten

· Rechtmässig handelt, wer im Interesse des Verletzten und mit dessen mutmasslicher Einwilligung  in dessen Rechtsgüter eingreift (Art.419ff OR: Geschäftsführung ohne Auftrag, negotiorum gestio)

· Relevant: Interesse und mutmasslicher Wille

 §28 Die Schuld










· Schuld

a) im allgemeinen Sprachgebrauch( persönlicher Vorwurf

b) im Strafrecht( 3. Stufe des Verbrechensbegriffes

· Frage nach Voraussetzungen eines Verhaltens (( Tun oder Unterlassen) einer Person, unter welchen man es ihr zurechnen kann

· Schuld als Form des Verschuldens

A. Begriff und Voraussetzungen der Schuld

· Tatbestandsmässiges und rechtswidriges Verhalten nur strafbar, wenn auch schuldhaft

( „Strafe setzt Schuld voraus. Schuld ist Vorwerfbarkeit.“

· Schuld = blosse Annahme

( askriptiver Begriff (( Zuweisung/Zuschreibung)

· Zuweisung nach Regeln (( normativen Sätze)

· Schuld = Inbegriff der Voraussetzungen, unter denen die Tat dem Täter vorwerfbar, d.h. „zuschreibbar“ ist
· Schuldbegriff

a) psychologisch( innere Beziehung des Täters zur rechtswidrigen Tat

(( Problematik bezüglich unbewusster Fahrlässigkeit, denn dabei wird kein als Schuld bezeichneter Vorgang statt)

( Schuld existiert nur im Kopf des Täters

b) normativ( reines  Werturteil das in Vorwerfbarkeit der rechtswidrigen Tat besteht

( Schuld existiert nur im Kopf des Richters

· StGB: normativer Schuldbegriff zentral

( Zuschreibung von Verantwortlichkeit

· Willensfreiheit des Menschen = Voraussetzung der Schuld

(( philosophische Streitpunkte)

( Strafrecht geht von Verantwortlichkeit des („normalen“) Menschen aus
· Zu unterscheiden: Schuld – Strafrecht und Schuld – Moral/Ethik

( strafrechtliche Schuld = sittliche Schuld, wenn strafrechtliche Norm ethisch begründet

B. Die generelle Schuldfähigkeit

1. Personenverbände

In der Regel nur einzelner Mensch schuldfähig
(( keine strafrechtliche Kollektivschuld)

( societas delinquere non potest
2. Kinder und Jugendliche

· Kinder unter 7 Jahren: generell nicht schuldfähig und nicht deliktsfähig (Art. 82 Abs.1)

· Kinder im Alter zwischen 7 und 15 Jahren: generell schuld- und deliktsfähig, aber pädagogischen Massnahmen unterstellt (Art. 82-88)

· Jugendliche zwischen 15 und 18 Jahren: ebenfalls Sonderregeln

· Personen ab 18 Jahren: dem „Erwachsenenstrafrecht“ unterstellt

C. Die individuelle Schuldfähigkeit: die Zurechnungsfähigkeit

1. Die Zurechnungsunfähigkeit

· Zurechnungsfähigkeit = Regel, Zurechnungsunfähigkeit = Ausnahme (Art. 10)
· Gemischte (biologisch-psychologische) Methode (Art.10): keine Strafbarkeit, wer während Tatzeit aufgrund Geisterkrankheit, Schwachsinn oder schwerer Störung des Bewusstseins nicht fähig war, Unrecht der Tat einzusehen

· Medizinischer und psychologischer Befund notwendig

(( biologischer Defekt mit Wirkung auf Psyche des Täters muss vorliegen)

· Zurechnungsfähigkeit = Fähigkeit, Tat einzusehen (und) gemäss Einsicht in das Unrecht der Tat zu handeln
(( intellektuelle Element und voluntative Element)

· Voraussetzungen der Zurechnungsfähigkeit:

a) Täter muss wesentliche Bedeutung seiner Handlung erkennen

b) Einsicht in soziale Wirklichkeit der Werte

(( Fähigkeit zur Einsicht, dass bestimmtes Verhalten Normen verletzt, die rechtlich relevant sind)

c) Fähigkeit, Verhalten zu steuern (( voluntatives Element)

· Zurechnungsfähigkeit relativ

a) in zeitlicher Hinsicht

(( auch verantwortungsbewusste Menschen können z.B. durch Alkohol ihre 
psychische Fähigkeit herabsetzen)

b) in sachlicher Hinsicht

(( Sexualneurotiker ist in sexuellen Belangen in geringem Masse zurechnungsfähig, kann aber bezüglich Betrug völlig zurechnungsfähig sein)

· biologische Kriterien:

a) Geisteskrankheit

(( echte Geisteskrankheiten (z.B. Schizophrenie, manisch-depressives Irrsein, Epilepsie), z.T. Neurosen)

b) Schwachsinn: weit unterdurchschnittliche Intelligenz

(( 3 Grade: Idiotie, Imbezillität, Debilität)

c) schwere Störung des Bewusstseins: vorübergehende Beeinträchtigungen des Ich-Bewusstseins und des Bewusstseins der Aussenwelt

(( z.B. Fieberzustände, Schockzustände, Rausch)

· Alkohol-Rausch:

a) quantitativer Rausch (( durch Alkoholkonsum in grossen Mengen)

( bewirkt in Regel keine Zurechnungsfähigkeit ausschliessende Störung

( Faustregel:

Blutalkoholkonzentration (BAK) unter 2 Promille( keine 


Beeinträchtigung der Schuldfähigkeit

Blutalkoholkonzentration über 3 Promille( meist Schuldunfähigkeit

b) qualitativer/pathologischer Rausch (( Voraussetzung: Alkoholintoleranz)

( völlige Veränderung der Persönlichkeit schon durch geringen Konsum möglich

2. Verminderte Zurechnungsfähigkeit

· Biologische Merkmale (Art.10) gelten auch für verminderte Zurechnungsfähigkeit

(( auch schon geringer Beeinträchtigungen relevant)

· Psychopathie in Praxis relevant:

(( angeborene Charaktereigenschaft, die so von der Norm abweicht, dass v.a. menschliche Umwelt darunter leidet)

( nur hochgradige Psychopathie kann zu verminderter 
Zurechnungsunfähigkeit führen

· Folge der verminderten Zurechnungsunfähigkeit: fakultative Strafmilderung nach freiem Ermessen (Art.66)

3. Die Anordnung von Gutachten

· Bei Zweifel an Zurechnungsfähigkeit muss Gutachten eines Sachverständigeres eingeholt werden (Art.13)

· Nichtigkeitsbeschwerde möglich, sofern Art. 13 verletzt

4. Actio libera in causa
· Art. 10/11 nicht anwendbar, wenn Störung des Bewusstseins vom Täter herbeigeführt wurde, um in diesem Zustand strafbare Handlung zu verüben (Art.12)

( Täter trifft volle Strafbarkeit, da im Zeitpunkt des Entschlusses völlig zurechnungsfähig

· Auch bei Fahrlässigkeitsdelikten möglich

5. Verübung einer Tat in selbstverschuldeter Zurechnungsunfähigkeit

Im Bes. Teil Tatbestand der „Rauschtat“ vorhanden

( Gefängnis bis zu 6 Monaten oder Busse, wer infolge selbstverschuldeter Trunkenheit/Betäubung zurechnungsunfähig ist und in diesem Zustand Tat verübt (Art.263 Abs.1)

 §29 Die Schuldausschliessungsgründe







2 Arten der Schuldausschliessungsgründe:

a) dem Täter nicht möglich, die Rechtswidrigkeit seines Verhaltens zu erkennen

(( Verbotsirrtum)

b) dem Täter rechtmässiges Verhalten nicht zumutbar

(( z.B. entschuldigender Notstand, Nötigungsnotstand, etc.)

A. Der Verbotsirrtum (Rechtsirrtum)

Problematik: Schuldvorwurf setzt Kenntnis über Unrecht des Tuns voraus

( fehlt Kenntnis, kann Recht nicht motivieren

( Rechtsunkenntnis als blosse Ausrede!

1. Abgrenzung zum Sachverhaltsirrtum

· Verbotsirrtum: kein Unrechtsbewusstsein vorhanden, da Täter meint, sein Verhalten sei erlaubt

· Sachverhaltsirrtum: kein Erkennen eines Merkmals des Sachverhaltes

(( z.B. nimmt Täter fremden Schirm mit, weil er ihn mit seinem eigenen verwechselt hat)

2. Die Regelung in Art. 20

· Voraussetzung, dass Täter kein Unrechtsbewusstsein hat (Art.20)

(( Vorstellung, Tat sei nach Gesetz nicht strafbar, nützt nicht (( z.B. Überzeugungstäter, der Norm, die er verletzt, nicht als verbindlich anerkennt)

· Glaube, dass sich Täter aus zureichenden Gründen im Recht gefühlt hat, vorausgesetzt (Art.20)

· Art. 20 räumt dem Richter weitgehende Kompetenzen ein

· Anerkannte Gründe:

a) (irreführende) Belehrung durch die zuständige Behörde

(( z.B. kann man sich auf Auskünfte von Anwälten nicht unbedingt verlassen. V.a. kann man sich nicht darauf berufen, wenn sie nicht strikt befolgt wurden)

b) frühere gerichtlicher Freispruch

c) jahrelanges Dulden des verbotenen Verhaltens

d) völlig unklare gesetzliche Regelung

e) Fehlen jeglicher Zweifel über die Rechtmässigkeit

· Verbotsirrtum vermeidbar, wenn Täter an Rechtmässigkeit seines Tuns zweifelt oder wenn er weiss, dass rechtliche Norm besteht, er aber dessen Inhalt nicht kennt

· Unwissen über rechtswidriges Handeln( Straflosigkeit

· Mögliche Vermeidung des Irrtums( mildere Strafe möglich

B. Entschuldigender Notstand

· Notstand als Entschuldigungsgrund, wenn geschütztes Rechtsgut nicht eindeutig wertvoller als verletztes (Art.34)

(( z.B. wenn dem Täter rechtmässiges Verhalten nicht mehr zugemutet werden kann)

· Mögliche Rechtfertigung einer fahrlässigen Tötung

· Auch für Notstandshilfe

C. Nötigungsnotstand

· Wird Täter durch Gewalt/Drohung (( meist gegen Leib und Leben) zu strafbaren Handlung gezwungen, erfolgt seine Tat im entschuldigenden Nötigungsnotstand
· Derjenige, der ihn gezwungen hat = mittelbarer Täter (( strafbar)

D. Überschreitung der Notwehr im Affekt

Straflosigkeit, wenn Notwehrberechtigter in entschuldbarer Aufregung/Bestürzung über Angriff Notwehrgrenze überschreitet (Art.33 Abs.2)
E. Kein Schuldausschluss durch rechtswidrigen Befehl

· Rechtswidriger Befehl macht rechtswidrige Handlung nicht straflos

· Mildere Strafe kann Richter verhängen, wenn Täter von Person abhängig ist, durch welche Tat veranlasst wurde (Art.64)

· Straflosigkeit, wenn Sachverhalts- oder Verbotsirrtum besteht (( z.B. wenn er nicht weiss, dass Befehl rechtswidrig ist)

Besondere Erscheinungsformen der strafbaren Handlung
 §30 Der Versuch











A. Allgemeines

1. Begriff und Abgrenzungen

· Versuch liegt vor, wenn der Täter sämtliche subj. Tatbestandsmerkmale erfüllt und seine Tatentschlossenheit manifestiert hat, ohne dass alle obj. Tatbestandsmerkmale verwirklicht wären.
· Subj. Tatbestand muss erfüllt sein (( v.a. besondere Absichten/Motive (( z.B. Bereicherungsabsicht bei Betrug))

· Kein Versuch bei Fahrlässigkeitsdelikten

· Abgrenzungen des Versuchs:

a) von Vorbereitungshandlung

b) vom vollendeten Delikt

· Vollendung des Delikts, wenn obj. Tatbestand verwirklicht

(( z.B. Eintritt des Erfolgs beim Erfolgsdelikt)

2. Arten des Versuchs

2 relevante Kriterien zur Unterscheidung des Versuchs:

a) Vollendung

b) Tauglichkeit

3. Die auf Versuch angedrohte Strafe

· Strafmilderung v.a. beim vollendeten tauglichen Versuch möglich

· Bestrafung notwendig

a) aus subj. Sicht

( strafrechtlich relevanter Vorsatz gefasst und versucht, diesen zu verwirklichen

( verbrecherischer Wille gefasst und nach aussen hin manifestiert

b) aus obj. Sicht

( des Täters Verhalten = Bedrohung

( Rechtsfrieden wurde gestört

· fakultative Strafmilderung möglich, da wichtiger Unterschied, ob z.B. auf jemand geschossen oder an ihm vorbei geschossen wurde

(( viele Abstufungen vorhanden)

· fakultative Strafmilderung der Art.21/22 nach Art. 65, Strafmilderung nach freiem Ermessen des Art.23
· freiwilliger Rücktritt vom unvollendeten Versuch( mögliche Straflosigkeit durch Richter

· Tätige Reue nach vollendetem Versuch( Strafmilderung nach freiem Ermessen

· Mass, um das Strafe herabgesetzt wird, hängt von der Nähe des Erfolges ab

4. Grenzen der Strafbarkeit des Versuchs

· Nur bei schweren Delikten ist Versuch strafbar
· Versuch einer Übertretung nur strafbar, wenn Gesetz dies ausdrücklich vorschreibt (( nur in Art.329 (Verletzung militärischer Geheimnisse))

· Wie sieht Strafe aus, wenn Grundtatbestand erfüllt, die Qualifikation nur versucht wurde?

( durch Verwendung z.B. einer Schusswaffe wird Raub qualifiziert

( Waffe muss geladen sein, was hier nicht zutrifft

( Verurteilung wegen untauglichen Versuchs des qualifizierten Raubes

(( „Versuch“ nur bezüglich Qualifikation)

· Versuch des qualifizierten Delikts immer möglich, wenn obj. Kriterium höhere Strafdrohung begründet

B. Der unvollendete Versuch

1. Begriff

· Ein unvollendeter Versuch liegt vor, wenn der Täter zwar seinen Vorsatz manifestiert, aber nicht alles getan hat, was er nach seiner Vorstellung tun wollte, um die Tat zu vollenden.
· Problematik:

a) wo beginnt Strafbarkeit, bzw. wo ist Abgrenzung zur (meist straflosen) Vorbereitungshandlung?

b) Voraussetzungen dafür, dass Rücktritt vom Versuch freiwillig erfolgt?

2. Die Abgrenzung des Versuchs von der Vorbereitungshandlung

· Gewisse Abgrenzungen problemlos

(( z.B. Tötungsdelikt tritt mit Tod des Opfers ein)

· Zahlreiche Theorien vorhanden:

a) formell-obj. Theorie: relevant, ob Täter zumindest ein Merkmal des obj. Tatbestandes zu verwirklichen begann

b) materiell-obj. Theorie: relevant, ob geschütztes Rechtsgut gefährdet

c) individuell-obj. Theorie: Versuch einer Straftat liegt vor, wenn Täter nach seiner Vorstellung zur Verwirklichung des Tatbestandes ansetzt

d) subj. Theorien: zur Ausführung gehört jede Tätigkeit, die nach dem Plan des Täters auf dem Weg zum Erfolg den letzten entscheidenden  Schritt darstellt, von dem es in der Regel kein Zurück mehr gibt, es sei denn wegen äusseren Umständen, die eine Weiterverfolgung der Absicht erschweren oder verunmöglichen.

(( problematisch, da z.T. nicht einmal Täter weiss, was letzter Schritt ist)

· BG bedient sich trotz allem der obj. „Schwellentheorie“, obwohl in jedem Fall je nach Person des Täters unterschiedlich zu urteilen ist

· Suche nach dem „point of no return“ relevant, obwohl auch nach diesem ein Rücktritt vom Versuch möglich ist

( i.A. schwierig zu bestimmen, wann entscheidender Schritt vollbracht wurde

· Wurden bereits tatbestandsmässige Handlungen vorgenommen, wurde Versuchsstadium sicherlich erreicht

· Örtlicher und zeitlicher Abstand relevant

( tatnahes Handeln verlangt

· Bei Abgrenzung zwischen Vorbereitungshandlung und Versuch v.a. obj. Kriterien zu beachten

(( Problematik bei qualifizierten Tatbeständen: Versuch des qualifizierten Delikts beginnt erst, wenn Schwelle, die qualifiziertes vom Grunddelikt trennt, überschritten wurde)

3. Exkurs: Die strafbare Vorbereitungshandlung

· Bei Unternehmungsdelikten, wo Versuch nicht denkbar

· Bestimme Tatbestände des Bes. Teiles bedrohen spezifische Vorbereitungshandlungen mit Strafe

(( z.B. Inverkehrbringen von Abhörgeräten (Art.179sexies), Herstellen von Sprengstoffen (Art.226) etc.)

( frühzeitiges Eingreifen der Strafverfolgunsbehörde muss möglich sein
· Relevanz des Art.260bis: Strafandrohung für denjenigen, der planmässig konkrete technische oder organisatorische Vorbereitungen trifft, deren Art zeigen, dass er sich anschickt, Mord, Freitheitsberaubung usw. zu verüben

4. Rücktritt vom unvollendeten Versuch

· Fakultative Strafbefreiung durch Richter, sofern Täter beim unvollendeten Versuch (Art.21 Abs.2) strafbare Handlung von selbst nicht zu Ende führt

· Voraussetzungen:

a) Vorsatz muss aufgegeben und Tätigkeit endgültig eingestellt werden

(( blosse Unterbrechung ( Rücktritt)

b) freiwilliger Rücktritt

(( Franksche Formel: „Ich will nicht, obwohl ich könnte.“

(unfreiwillig = „Ich könnte nicht, selbst wenn ich wollte“))

· Beweggründen für Rücktritt bedeutungslos

(( freiwillig auch, wenn Tat aus Furcht vor Entdeckung und Strafe nicht mehr lohnend scheint

( unfreiwillig, wenn Täter Tasche des Opfers schon durchwühlte, darin 


aber nichts fand (( untauglicher Versuch))

· Unfreiwillig, wenn Täter fürchtet, an Vollendung gestört zu werden

· Mass der Bestrafung nach Motiven des Täters, nicht nach Grad der Vollendung

C. Der vollendete Versuch

1. Begriff

· Der Versuch gilt als vollendet, wenn der Täter alles getan hat, was er nach seiner Vorstellung tun musste, um die Tat zu vollenden (( Art.22)
( subj. Kriterium relevant

· „reine“ Subjektivität nicht immer positiv, da Täter darstellen könnte, er hätte mehraktige Handlung geplant, was zum unvollendeten Versuch führt

· fehlgeschlagener Versuch (délit manqué): Handlung des Täters völlig missglückt

(( z.B. einzig geplanter Schuss daneben gegangen oder Erfolg trat ein, aber nicht durch Täter)

· keine tätige Reue möglich (bei vollendetem und fehlgeschlagenen Versuch)

· Unterscheidung vollendeter Versuch – vollendetes Delikt einzig darin, dass Erfolg nicht oder nicht durch Täter eintrat

( vollendeter Versuch nur bei Erfolgsdelikten
( Ausnahme:

a) Vollendung des Versuchs beim untauglichen Versuch eines Tätigkeitsdelikt

b) Teilnahme als unechtes Unterlassungsdelikt immer Erfolgsdelikt

2. Tätige Reue

· Täter kann seine Handlung nicht stoppen, denn sie wurde schon zu Ende geführt

· Tätige Reue möglich

( Nichteintritt oder Verhinderung des Erfolges durch Täter auf freiwilliger Basis
· Strafmilderung nach freiem Ermessen möglich

· Voraussetzungen:

a) auf Erfolgsabwendung gerichtete Tätigkeit muss durch Täter vorsätzlich durchgeführt werden

b) Erfolg muss tatsächlich abgewendet werden
( nur, wenn wirklich Gefahr für Rechtsgut bestand

(Strafmilderung nach Art.22 Abs.2 gewährt, wenn Täter nicht wusste, dass Erfolg nicht eintrete, er trotzdem Abwehrhandlung durchführte)

c) Freiwilligkeit erforderlich

D. Der untaugliche Versuch

1. Allgemeines

· Liegt vor, wenn Tatmittel/Tatobjekt so beschaffen sind, dass mit ihm oder an ihm eine Tat überhaupt nicht ausgeführt werden kann (Art.23)
· Einteilung in

a) Vollendeter

(( auch hier freiwilliger Rücktritt möglich)

b) Unvollendeter

(( auch hier tätige Reue möglich)

· Strafe kann nach freiem Ermessen gemildert werden (Art.66)

2. Die Untauglichkeit des Mittels

· Problematik: jeder vollendete Versuch erweist sich ex post als untauglich

· Absolut untauglicher Versuch relevant, sprich, dass mit diesem Mittel Tat überhaupt nicht gelingen kann

( Untauglichkeit des Mittels jeweils von der Dosierung und Applikation abhängig

· Hinweise auf untaugliche/taugliche Versuche:

a) keine Probleme, wenn Tatbestand bestimmtes Mittel voraussetzt

(( z.B. bei Sprengstoffattentate)

b) wenn taugliches Mittel unwirksam ist, da Objekt besonders geschützt ist

(( z.B. Schuss auf gepanzertes Fahrzeug)

c) keine Untauglichkeit des Mittels, wenn dieses in ungenügender Menge eingesetzt

(( z.B. nicht letale Giftdosis)

d) Vorstellung des Täters hilfreich

3. Die Untauglichkeit des Objekts

· Jedes Tatobjekt = untauglich, dem gesetzliches Merkmal fehlt
(( z.B. Sache, die bei der Veruntreuung nicht fremd ist)

· Sonderregelung beim Betäubungsmittelgesetz: an Betäubungsmitteln kann kein Diebstahl begangen werden, da diese res extra commercium sind

( Ausnahme, wenn sich diese im rechtmässigen Besitz der Polizei/Apotheke befinden

4. Handeln aus Unverstand

· Ev. keine Bestrafung, wenn Täter aus Unverstand handelt

· Gefährlichkeit des Versuches relevant

5. Die Abgrenzung zum Putativdelikt

( vergl. §29

(( z.B. wer denkt, er sei noch verheiratet, obwohl sein Frau verstorben ist 
und ein zweites Mal heiratet, begeht untauglichen Versuch)

Die Typen des Versuchs und ihre Rechtsfolgen

	Typus
	Rechtsfolge
	Form der Umkehr
	Rechtsfolge bei Umkehr

	tauglich/unvollendet (Art.21)
	Strafmilderung (Art.65)
	Rücktritt
	Umgang von Strafe

	tauglich/vollendet (Art.22)
	Strafmilderung (Art.65)
	tätige Reue
	Strafmilderung (Art.66)

	untauglich/unvollendet (Art.23 u. 21)
	Strafmilderung (Art.66)
	Rücktritt
	Umgang von Strafe

	untauglich/vollendet (Art. 23 u. 22)
	Strafmilderung (Art.66)
	tätige Reue
	Nicht geregelt; m. Ermessen Umgang von Strafe

	Unverstand
	
	
	Umgang von Strafe


 §31 Täterschaft und Teilnahme









A. Allgemeines

· Handhabung der Probleme, die dann entstehen, wenn mehrere Personen an strafbaren Handlung mitwirken

· Teilnahme im

a) engeren Sinne: Anstiftung (Art.24) und Gehilfenschaft (Art.25)

b) weiteren Sinne: Mittäterschaft und mittelbare Täterschaft

· in der Regel begeht eine Person das Delikt

· (österreichische) Möglichkeit, alle Beteiligten grundsätzlich als Täter zu behandeln (( Einheitstäter)

· StGB kennt besondere Teilnahmeformen

B. Formen der Täterschaft

1. Mittäterschaft

· Mittäterschaft ist gleichwertiges koordiniertes Zusammenwirken bei Begehung einer strafbaren Handlung.
· Problematik: Abgrenzung zur Gehilfenschaft

· Obj. Theorie (( heute nicht mehr vertreten!)

a) formell-obj.: Mittäter nur, wer tatbestandsmässige Handlung vornimmt

b) materiell-obj.: Mittäter, wessen Verhalten für geschütztes Rechtsgut besonders gefährlich ist

· extrem subj. Theorie: Täter ist, wer Tat „als seine eigene“ will (( hat animus auctoris)

( wer nur mit animus socii handelt, ist nur Gehilfe

( Unterscheidung gefühlsmässig und willkürlich

· Tatherrschaft relevant: Beteiligter = Täter, wenn er bei der Entschliessung, Planung  oder Ausführung eines Delikts vorsätzlich und in massgebender Weise mit anderen Täter zusammenwirkt, so dass er den Haupttäter darstellt

( Mass des schuldhaften Willens wichtig

· Tatherrschaft aus obj. und subj. Kriterien gebildet

(( auch wer keine tatbestandsmässige Handlung ausübt, aber „Untergebene“ dirigiert und alles beherrscht = Mittäter)

· Zur Abgrenzung Mittäterschaft – Gehilfenschaft wichtige Kriterien:

a) Täter, wer selber tatbestandsmässig handelt
b) Beim Vorhandensein von spezifischen Tätereigenschaften muss Mittäter diese aufweisen

( ohne Sondereigenschaften, nur Anstifter/Gehilfe

c) Teilnahme am Tatentschluss erforderlich
( beim Tatentschluss oder später

d) massgebliche Rolle bei Ausführung des Deliktes notwendig
e) Mangel an Kausalität ersetzbar durch Bereitschaft, selbst tätig zu werden

( Mittäterschaft sogar an Verbrechen möglich, das verübt, als Mittäter schon verhaftet

f) Mitwirkung nur bei Planung und Entschlussfassung

( Mittäterschaft nur dann, wenn dieser nicht in Geschehen eingreift, trotzdem grossen Einfluss ausübt (( z.B. Ablegung von Rechenschaft, Abnahme der Beute)

g) Interesse am Resultat der Tat massgeblich, aber kein entscheidendes Kriterium

( Faustregel: wer z.B. bei Vermögensdelikt Anteil an Beute bekommt: Mittäter; wer nur fixen Lohn bekommt: Gehilfe
2. Exkurs: Nebentäterschaft

· Abwesenheit von Teilnahme
( unkoordiniertes Handeln mehrere Personen, die zufällig gleiches Rechtsgut angreifen

· Beurteilung von Nebentäter wie Alleintäter

· Bei Fahrlässigkeitsdelikte keine Teilnahme möglich, nur Nebentäterschaft

3. Mittelbare Täterschaft

· Mittelbare Täter benutzt andere Person als Werkzeug/Tatmittler

( lässt Tat durch anderen, dessen Willen nicht derjenige des mittelbaren Täters ist, auszuführen
· Ausführende Person = (willenlos)/nicht vorsätzlich handelnd

· Auch dann, wenn Tatmittler vorsätzlich handelt, aber schuldfrei ist, da er zurechnungsunfähig ist oder kein Bewusstsein der Rechtswidrigkeit besitzt

( vorausgesetzt, mittelbarer Täter weiss dies

· Mögliche Konstellationen:

a) Zurechnungsunfähigen zur Tatausführung bestimmt

b) Tatmittler handelt aufgrund Sachverhaltsirrtum unvorsätzlich

c) Tatmittler durch mittelbaren Täter in Nötigungsnotstand gebracht

( zu strafbarer Handlung gezwungen

d) Tatmittler durch mittelbaren Täter in Verbotsirrtum versetzt

( Tatmittler glaubt, seine Handlung sei erlaubt

C. Anstiftung

1. Begriff und Abgrenzung

· Wer einen anderen vorsätzlich bestimmt, eine vorsätzliche Straftat zu begehen, ist aufgrund Anstiftung strafbar (Art.24)
· Keine Tatherrschaft des Anstifters

( Impuls geben: Entschluss zur Tat beim anderen hervorrufen

2. Der Strafgrund der Anstiftung

· Strafgrund:

a) Unrechtsteilnahmetheorie/Verursachungstheorie
( Strafgrund = Setzen einer Ursache für Haupttat

b) Schuldteilnahmetheorie/Korruptionstheorie

( Strafgrund = Anstiftung dafür da, um Angestifteten zur strafbaren Handlung zu veranlassen

( aufgegeben

3. Die Tatbestandsmerkmale der Anstiftung

· Obj. Kausalität des Verhaltens des Anstifters

( Vorsatz

(ohne Kausalität liegt ev. Versuch vor)

· Art der Anstiftung irrelevant
(( auch nicht erforderlich, beim Anzustiftenden Widerstände zu brechen)

· Anstiftung auch, wenn Anstifter beim Täter Motivirrtum bewirkt

· Delikt durch Angestifteten vorsätzlich begangen

( ohne Vorsatz nur mittelbare Täterschaft

· Art des Delikts irrelevant
( Anstiftung zu Übertretung auch strafbar
( Ausnahme: Straflosigkeit des Anstifters, wenn er zum Eingriff in eigene Rechtsgüter anstiftet

· Vorsatz des Anstifters:

a) Tatentschluss-Entstehung beim Angestifteten

b) Vorsätzliche und rechtswidrige Ausführung durch Angestifteten

( Eventualvorsatz reicht

· Individualisierung nach Tat und Täter

( aber Anstifter muss Angestifteten nicht persönlich kennen

4. Besondere Erscheinungsformen der Anstiftung

· Anstiftung zur Anstiftung = Kettenanstiftung

( als Anstiftung strafbar

· Anstiftung zur Gehilfenschaft für Gehilfenschaft bestraft

· Anstiftung durch mehrere Personen

( jede Person, die zur Entstehung des Tatentschlusses beitrug, als Anstifter strafbar

· Agent provocateur:

a) will Erfolg nicht

b) Anstiftung zu vornherein untauglichen Versuch

( strafbar, wenn Anstifter damit rechnet, dass Delikt vollendet und er dies in Kauf nimmt (( dolis eventualis)

5. Die Strafbarkeit der Anstiftung

· Strafandrohung desjenigen Tatbestandes, zu dem Täter angestiftet wurde (Art.24 Abs. 1)

· Strafe für Täter = Strafe für Anstifter
D. Gehilfenschaft

1. Begriff und Arten

· Gehilfe = jemand, der vorsätzlich in untergeordneter Position die Vorsatztat eines anderen fördert
· Begrenzten/bestimmten Tatbeitrag

· Keine Tatherrschaft
· Meist am Entschluss zur Tat nicht beteiligt

· Ziele des Gehilfen:

a) Unterstützung des Haupttäters

b) Begehung des Delikts

· Heimliche Gehilfenschaft: Unterstützung ohne Wissen des Haupttäters

· Gehilfenschaft

a) psychisch

(( z.B. Ratschläge, Auskünfte, Bestärkung des Tatwillens)

b) physisch

(( z.B. Verschaffung des Tatmittels)

· blosse Billigung des Tatentschlusses nicht ausreichend für Strafbarkeit

· Hilfeleistung vor/während der Tat möglich

( nach Beendigung (nicht Vollendung) der Tat nicht mehr möglich

· Nach Beendigung: Hilfe als Begünstigung (Art. 305) oder Hehlerei (Art. 160) strafbar

2. Gehilfenschaft durch Unterlassung

Voraussetzung: aufgrund Garantenstellung Verpflichtung des Gehilfen

3. Die Kausalität der Gehilfenschaft

· Problematik, da oft schwer nachzuweisen, ob Tat ohne Gehilfe durchführbar gewesen wäre

· Für Gehilfenschaft keine Kausalität nach Bedingungstheorie erforderlich, sondern Förderungskausalität
( jeder kausale Beitrag, der Tat fördert, ist eine Hilfeleistung

( ohne Mitwirkung des Gehilfen wäre Tat anders verlaufen

4. Grenzen der Strafbarkeit von Gehilfenschaft

· Gehilfenschaft nur bei Verbrechen/Vergehen strafbar

( nicht bei Übertretungen, mit Ausnahme im Gesetz vorgeschriebenen (Art.104 Abs.1)

(( nur bei Veröffentlichung amtlicher geheimer Verhandlungen (Art.293 Abs.2) und Verletzung militärischer Geheimnisse (Art.329 Ziff.2))

· Strafandrohung derselben Tat wie für Haupttäter, aber fakultative Strafmilderung (Art.65)
E. Teilnahme und Versuch

1. Teilnahme am Versuch

· Bezüglich Art.24 steht fest, dass nur schon Versuch vorliegen muss, damit Teilnahme erfolgte

· Vollendung der Anstiftung/Gehilfenschaft, wenn Haupttat min. versucht

( tatsächliche Akzessorietät
· Liegt ein Versuch vor, wird dementsprechend nur Teilnahme am Versuch bestraft

· Mittäterschaft: jeder Mittäter am Versuch strafbar, wenn min. einer von ihnen dieses Stadium erreichte

· Mittelbarer Täter am Versuch strafbar, wenn Tatmittler diesen erreichte

2. Versuch der Teilnahme

· Versuchte Anstiftung:

a) unvollendet: der Anzustiftende widerstrebt sich heftiger als vermutet

( Anstifter hört frühzeitig auf

b) vollendet: trotz bester Überredungskunst keine Anstiftung, bzw. Tatentschluss gefasst ohne dessen Ausführung

( auch, wenn völlig anderes Delikt begangen

c) untauglich: Anstiftungsversuch, nachdem Täter Entschluss schon gefasst hat

(( omnimodo facturus = der sowieso handeln würde)

· Umstiftung: Täter hat Entschluss gefasst, z.B. X zu bestehlen, bestiehlt aber aufgrund Umstiftung den Y

( Umstifter strafbar

( Ausnahme, wenn von schwererem Raub zu Diebstahl umgestiftet

( Straflosigkeit des Umstifters

· Anstiftungsversuch nicht generell strafbar oder straflos (Art.24 Abs.2)

( strafbar, wenn Verbrechen eine Mindeststrafe von Zuchthaus (Art.9) androht

( Strafe =  Versuchsstrafe (Art.21-23)

· Versuch der Gehilfenschaft

(( z.B. bei keiner Auswirkung der Unterstützung)

· Gehilfenschaft durch Unterlassung = Versuch, wenn Handlung keine Hemmung der Tat bewirkt

( straflos

· Versuch der Mittäterschaft

( straflos

· Versuch der mittelbaren Täterschaft

( mittelbarer Täter wegen Versuch strafbar, wenn Tatmittler Tat versucht hat

3. Rücktritt und tätige Reue

· Freiwilligkeit relevant

· Bei Anstiftung:

a) Rücktritt vom Versuch, wenn vorzeitig Anstifungsbemühung aufgegeben

( freiwillig, wenn Fortsetzung der Anstiftung möglich

b) Tätige Reue, wenn Tatentschluss wieder ausgeredet

( bei Erfolgsabwendung Anstiftung eigentlich vollendet und tätige Reue nicht möglich

( ausnahmsweise tätige Reue noch möglich, denn Phase zur Vollendung der 
Haupttat für Beendigung der Anstiftung vorhanden

· Bei Gehilfenschaft:

a) bei Rückgängigkeit des Tatbeitrages keine Förderung der Tat

( straflos

b) Rücktritt auch nach Beginn des Tatversuchs möglich, wenn Vollendung des Versuchs verhindert

c) Tätige Reue möglich, sofern Erfolgsabwendung erbracht

· Bei Mittäterschaft:

a) Voraussetzung für Rücktritt: Nicht-Erbringen des Tatbeitrages

b) Tätige Reue (Art.22 Abs.2) möglich, wenn Tatbeitrag schon geleistet

c) Bei Rückgang des Tatbeitrages Strafmilderung (Art.66) möglich

· Bei mittelbarer Täterschaft:

a) Rücktritt, wenn Abbruch des Versuchs des Tatmittlers bewirkt

b) Tätige Reue möglich, wenn Erfolg abgewendet

F. Akzessorietät der Teilnahme und Berücksichtigung persönlicher Verhältnisse

1. Allgemeines

· Teilnahme abhängig von was anderem

( Akzesssorietät

· Akzessorietät:

a) logisch

(( generelle Abhängigkeit der Teilnahme von Haupttat)

b) tatsächlich/nach Grad der Vollendung

(( Haupttat min. versucht, damit Teilnahme vollendet)

c) nach Grad der Tatbestandsverwirklichung

(( tatbestandsmässiges und rechtswidriges Handeln ausreichend? Voraussetzung der Schuld?

( Irren des Täters vorausgesetzt)

d) limitiert

(( Fehlen der Schuld des Haupttäters irrelevant für Strafbarkeit des Anstifters/Gehilfe)

2. Exzess

· Irrtum relevant

(( Teilnehmer meint an bestimmter Tat teilzunehmen, wobei Haupttäter schwerere Tat begeht)

( Täter/Teilnehmer nach seinem Vorsatz/seiner Vorstellung zu 
bestrafen (Art.19))

· Begeht Täter grösseres Unrecht, als Teilnehmer vorsätzlich plante, so haftet letzterer für das Leichtere

· Begeht Täter weniger als Teilnehmer will

a) vollendete Anstiftung/Gehilfenschaft zum leichteren Delikt &

b) versuchte Anstiftung/Gehilfenschaft zum schwereren Delikt

· begeht Täter anderes Delikt als Teilnehmer will

( Anstifter wegen versuchter Anstiftung zu demjenigen Delikt seiner Vorstellung strafbar

( Gehilfe: straflos

3. Besondere persönliche Verhältnisse (Art.26)

· Problematik bei Sonderdelikten, wenn ein Teilnehmer diese besondere Eigenschaften nicht aufweist

· Beteiligter

a) mit Sondereigenschaften: Intraneus

b) ohne Sondereigenschaften: Extraneus

· limitierte Akzessorietät: jeder Beteiligte soll nach seiner Schuld bestraft werden

· besondere persönliche Eigenschaften/Umständen, die Strafbarkeit erhöhen/vermindern/ausschliessen nur für Beteiligte, der diese aufweist (Art.26):

a) Straferhöhung

(( z.B. verwerflicher Beweggrund bei Mord, Beamtenstellung)

b) Verminderung

(( z.B. verminderte Zurechnungsfähigkeit (Art.11))

c) Strafausschliessungsgründe

(( z.B. Immunität der Parlamentarier, Rücktritt von Versuch)

· Strafbegründende persönliche Merkmale, die Tat erst strafbar machen

(( z.B. Motiv der Bosheit bei Missbrauch des Telephons (Art. 179septies)

( beim Fehlen eines relevanten Merkmales ev. Strafmilderung

· Bei echten Amtsdelikten Strafmilderung für den Extraneus

· Organ- und Vertreterhaftung: Handlung als Vertreter nur für Tatbestand haftbar, den er selbst erfüllt ( persönliche Merkmale des Vertretenen nicht zurechenbar

G. Konkurrenz verschiedener Teilnahmeformen

Intensivere Teilnahmeform strafbar

(( z.B. Mittäterschaft strafbar, wenn Mittäter zum Mitmachen anstiftet)

H. Notwendige Teilnahme

· Notwendige Teilnahme: voraussetzende Beteiligung mehrerer um Straftatbestand zu verwirklichen

· Strafbar

a) sind alle Beteiligte (( z.B. bei Raufhandel (Art.133), Inzest (Art.213), Bigamie (Art. 215))

b) bzw. straflos ist jeder Beteiligte nach seiner Schuld

· stete Straflosigkeit für denjenigen, der sich beteiligen musste um Delikt zu vollenden, aber Schutz erhält (( z.B. Betrogener (Art. 146), sexuell Missbrauchte (Art. 187))

· bei ausdrücklicher Beschränkung auf einen Beteiligten, bleibt anderer straflos, soweit er nicht mehr tut als zur Tatbestandserfüllung notwendig (( z.B. bevorzugter Gläubiger (Art.167))

I. Die Teilnahme an Mediendelikten

1. Allgemeines

· Medienprodukte in der Regel von mehreren Personen hergestellt

( bei strafbarer Handlung a priori alle Teilnehmer zu bestrafen

( schwerfälliges Verfahren

· Medien bedürfen gewisser Freiheit von staatlicher Kontrolle

· Besondere Bedeutung: Zeugnisverweigerungsrecht des Journalisten bezüglich seiner Quellen

· Aufgaben des Medienstrafrechts:

a) Einschränkung der als Beteiligte in Frage kommenden

b) Schutz des Autors/der Quelle

2. Der Anwendungsbereich von Art. 27

· Regelung für alle Medien geltend

· Sonderbestimmungen nur für Presse-/Mediendelikte

( einfache Tätigkeitsdelikte die mit Äusserung vollendet, ohne Hinzutreten eines weiteren Erfolges (( z.B. Ehrverletzungsdelikte (Art.173ff.), öffentliche Aufforderung zum Verbrechen (Art.259), Pornographie (Art.197 Ziff.3))

· Aufgrund der Ratifizierung des Internationalen Übereinkommens gegen Rassendiskriminierung auch strafrechtliche Verfolgung wegen rassistischen Äusserungen

3. Die strafrechtliche Haftung

· In der Regel ausschliesslich Autor für Mediendelikt haftbar

· Autor ist für Inhalt zuständig und gab dem Produkt Form

· Autor = alleiniger Täter, wobei andere als Mittäter/Anstifter/Gehilfe strafbar

· Bei Anonymität des Autors, Bestrafung der für Veröffentlichung verantwortliche Person (Art.322bis)

4. Straflose Berichterstattung

Rechtfertigungsgrund bei wahrheitsgetreuer Berichterstattung über öffentliche Verhandlungen/amtliche Mitteilungen einer Behörde

( Straflosigkeit (Art.27 Abs.4)

5. Das Zeugnisverweigerungsrecht (Art.27bis)

· Voraussetzung: Quellenschutz wichtiger als Strafverfolgung

· Ausnahmen, wenn Gefahr für Leib und Leben droht (( z.B. bei Sexualdelikten, krimineller Organisation, Bestechungsdelikte, Geldwäscherei)

Das vorsätzliche Unterlassungsdelikt
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· Unterlassungsdelikt

a) echt: gesetzlicher Tatbestand setzt Handlung voraus, die bei nicht Erfüllen bestraft 

(( z.B. Unterlassung der Nothilfe (Art.128), Vernachlässigung der Unterhaltspflichten (Art.217))

b) unecht: Verpflichtung gewisser Personen zur Erfolgsabwendung (( Erfolgsdelikte)

· Strafbarkeit:

a) echtes Unterlassungsdelikt durch jeden begehbar

b) unechtes Unterlassungsdelikt nur strafbar, wenn Täter persönliche Rechtspflicht verletzt

 §33 Das echte Unterlassungsdelikt







· obj. Tatbestand = Unterlassung in tatbestandsmässiger Situation

· subj. Tatbestand = Kenntnis der tatbestandsmässigen Situation und Wille, Pflicht nicht zu erfüllen

 §34 Das unechte Unterlassungsdelikt








A. Allgemeines

Frageschema/Checkliste:

1. Ist ein tatbestandsmässiger Erfolg eingetreten?

2. Ist dieser Erfolg auf ein Unterlassen zurückzuführen?

3. Ist eine Garantenstellung gegeben?

4. Hatte der Garant die Möglichkeit, den Erfolg abzuwenden?

5. Wäre der Erfolg bei pflichtmässigem Verhalten des Garanten abgewendet worden („Kausalität“)?

6. Liegen die subj. Tatbestandsmerkmale vor?

7. Wiegt das Unterlassen ungefähr gleich schwer, wie wenn der Täter den Erfolg durch ein Tun herbeigeführt hätte (Gleichwertigkeit)?

B. Die gesetzlichen Grundlagen

· Obwohl Strafgesetz in Art.111 nur Töten als strafbar deklariert, ist es unbestritten, dass auch „nur sterben lassen“ bestraft werden muss

· BG: unechtes Unterlassungsdelikt, wenn

a) Herbeiführen des Erfolges durch Tun mit Strafe bedroht

b) Durch Handlung Erfolg tatsächliche abwendbar

c) Verpflichtung des Täters vorhanden

C. Die einzelnen Prüfungsschritte

1. Liegt ein tatbestandsmässiger Erfolg vor?

( unproblematisch, da Eintritt des Erfolges zur Frage nach verantwortlichen Person führt

2. Ist der Erfolg auf ein Tun oder auf ein Unterlassen zurückzuführen?

· Voraussetzung der Garantenstellung

· Schwerpunktstheorie: liegt Schwerpunkt des Verhaltens in Tat oder Unterlassung?

(( nicht mehr angewendet)

· Subsidiaritätstheorie: sofern der Erfolg einem tatbestandsmässigen, rechtswidrigen und schuldhaften Tun zurechenbar, liegt keine Unterlassung vor

( problematisch bei Fahrlässigkeitsdelikten (Art.18 Abs.3)


( mangelnde Sorgfalt = Tatbestandsmerkmal der Fahrlässigkeit

· Sterbehilfe ( Unterscheidung Tun – Unterlassen relevant

a) direkt aktive Sterbehilfe immer strafbar

b) indirekte aktive Sterbehilfe nie

(( z.B. Beschleunigung des Todes durch Schmerzmittel)

c) passive Sterbehilfe strafbar, wenn Garantenstellung vorhanden

(( z.B. Verzicht auf lebensverlängernde Massnahmen durch Arzt, sofern Vertrag zwischen Arzt und Patient vorhanden)

3. Garantenstellung

· Zentrales Element

· Rechtliche Haftung des Einzelnen mittels freiwilliger Übernahme einer Pflicht/mittels Gesetz

· Garantenpflicht durch

a) Verpflichtung für Schutz eines bestimmten Rechtsgutes 

(( z.B. Mutter gegenüber Kind)



( Obhutsgarant
b) Verpflichtung zur Überwachung einer Gefahrenquelle

(( z.B. Halter eines wilden Tieres)


( Sicherungsgarant
· Obhutspflicht aus Gesetz

a) z.B. Fürsorge- und Beistandspflicht des Familienrechts

( Voraussetzung:

a) rechtliche Beziehung zum geschützten Rechtsgut

b) tatsächliche Beziehung 

(( vergl. Garantenstellung des geschiedenen Ehegatten)

b) z.B. Amts- und Berufspflichten des öffentlichen Rechts 

( Garantenstellung nur, wenn Pflichtverletzung aufgrund des 

Aufgaben- und Verantwortungsbereiches

· Obhutspflicht aus Vertrag

( Voraussetzung: Fürsorge-/Beistandspflicht Teil des Vertrages


(( z.B. Arzt/Pflegepersonal, Bergführer, Bademeister, Anwalt)

( vorausgesetzt, dass Garant tatsächlich in Obhutsverhältnis eingetreten

· Schutzpflicht aus Vertrag an Dritte übertragbar

· Obhutspflicht aus Gefahrengemeinschaft

( keine Gefahrengemeinschaft, die nicht zum Zwecke der besseren Bewältigung von Gefahrensituationen eingegangen


(( z.B. WG, Insassen eines Rettungsbootes (( zufällige Gefahrengemeinschaft)

· Sicherungspflicht aus Gesetz

( insbesondere beim Umgang mit gefährlichen Stoffen

· Sicherungspflicht aus Vertrag

( Voraussetzung: Kontrollpflicht = wesentlicher Teil des Vertrages

· Sicherungspfllicht aus vorausgegangenem gefährdendem Tun (Ingerenz)

( Garant, wer durch sein Verhalten eine Gefahr für Rechtsgüter schafft


( problematisch bezüglich Fahrlässigkeitsdelikt, wenn Gefahr rechtmässig entstanden

· Ingerenz ( Selbstverantwortunsprinzip

(( z.B. ist Wirt, der Alkohol ausschenkt nicht dafür verantwortlich, dass Angetrunkener Auto fährt und Menschen verletzt)

4. Hatte der Garant die Möglichkeit, den Erfolg abzuwenden?

· Bestrafung des Garanten dafür, dass er bestimmte Rettungshandlung nicht vorgenommen hat

· Bestand reale Möglichkeit?

( ultra posse nemo tenetur
· Subsumption der Möglichkeit der Erfolgsabwendung unter „Handlungsbegriff“

( Gleichstellung der Handlung bei Begehungsdelikten

5. Die „Kausalität“ beim unechten Unterlassungsdelikt

· Immer Erfolgsdelikte

· Relevant, ob Erfolg ausgeblieben, wenn unterlassene Handlung vorgenommen

· Kausalität beruht auf Prüfung einer Hypothese

a) Wahrscheinlichkeitstheorie: Erfolg zuzurechnen, wenn durch pflichtmässige Handlung sehr wahrscheinlich vermeidbar (( BG)

b) Risikoerhöhungstheorie: sogar gewisse Möglichkeit zur Erfolgsabwendung ausreichend

· Beide Theorien vertreten

· Vorzug der Risikoerhöhungstheorie, wo Gefahr durch Verhalten des Täters verringert

( Einschränkung der Strafbarkeit

6. Der subj. Tatbestand

· Voraussetzung für Unterlassungsdelikt

a) Garantenstellung

b) Gefahr für zu schützendes Rechtsgut

c) Obj. Möglichkeit, Handlung vorzunehmen

d) Kausalität

e) tatbestandsmässiger Erfolg

· Bei Irren über eines dieser Merkmale

( Sachverhaltsirrtum


( Handeln ohne Vorsatz

7. Die Gleichwertigkeit der Unterlassung mit dem Handeln

Nur Strafbarkeit, wenn es nach Unrechtsgehalt dem entsprechendem Begehungsdelikt entspricht
( noch weitgehend ungeklärt

D. Besondere Fragen

1. Versuch

Versuch auch beim Unterlassungsdelikt möglich

2. Täterschaft und Teilnahme

· Keine Tatherrschaft, da Täter kein Tun steuert, sonder nichts tu

· Täter = Garant, der Unterlassung vornimmt

· Mittäterschaft: gemeinsame Entschlussfassung aller Garanten

(( z.B. Vater sieht Kind in Gefahr, kann nicht selber eingreifen und sagt der Mutter nichts darüber)

· Auch Anstiftung zur Unterlassung ohne Garantenstellung möglich

( strafbar

· Gehilfenschaft v.a. psychischer Natur

3. Geschäftsherrenhaftung

Bestrafung des Geschäftsherrn, der von Delikten weiss und nichts dagegen unternimmt

( Pflicht aufgrund Autoritätsstellung

Das fahrlässige Delikt
Höchststrafe für Fahrlässigkeitsdelikte nie Zuchthaus 

( höchstens Gefängnisstrafe
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A. Begriff, Elemente und Arten der Fahrlässigkeit

1. Allgemeines

· Legaldefinition der Fahrlässigkeit (Art.18 Abs.3):

„Ist die Tat darauf zurückzuführen, dass der Täter die Folge seines Verhaltens aus pflichtwidriger Unvorsichtigkeit nicht bedacht oder darauf nicht Rücksicht genommen hat, so begeht er das Verbrechen oder Vergehen fahrlässig. Pflichtwidrig ist die Unvorsichtigkeit, wenn der Täter die Vorsicht nicht beobachtet, zu der er nach den Umständen und nach seinen persönlichen Verhältnissen verpflichtet ist.“
· Fahrlässigkeit:

a) bewusst (( luxuria): Vorstellung über möglichen Erfolg vorhanden, aber pflichtwidriges Vertrauen auf Nichteintritt

b) unbewusst (( negligentia): keine Vorstellung der Gefahr und des möglichen Erfolges, auch wenn er dies hätte sehen sollen

· beide Arten in verschiedenen Graden vorhanden

· Einordnung in Tatbestand/Rechtswidrigkeit/Schuld umstritten

· Mehr individuelle Komponente, denn Sorgfaltspflicht und Voraussehbarkeit nach Täter zu beurteilen

2. Elemente des fahrlässigen Begehungsdeliktes

Checkliste:

a) Ist ein tatbestandsmässiger Erfolg eingetreten?

b) Hat der Täter diesen Erfolg verursacht?

c) Hat der Täter eine Sorgfaltspflicht verletzt?

d) Hat der Täter den Erfolg vorhergesehen (bei bewusster Fahrlässigkeit) oder hätte er ihn vorhersehen können (bei unbewusster Fahrlässigkeit)?

e) Ist der Erfolg auf eine Sorgfaltspflichtverletzung zurückzuführen (Relevanz)?

f) Hat der Täter schuldhaft gehandelt?

B. Der Erfolgseintritt

Eintritt des Erfolges löst Frage nach Fahrlässigkeit aus


(( fahrlässiger Versuch nicht möglich)

C. Die Kausalität

Adäquanztheorie (( nur für Fahrlässigkeitsdelikte)

( Handlung = zurechenbare Ursache eines Erfolges, wenn nach gewöhnlichen Lauf der Dinge geeignet, den betreffenden Erfolg zu bewirken

D. Die Pflichtwidrigkeit des Verhaltens

· Verletzung einer Sorgfaltspflicht ausschlaggebend

· Richtlinien für Sorgfaltspflicht individuell nach Umständen und persönlichen Verhältnissen des Täters (Art.18 Abs.3)

· Übernahmeverschulden, wenn Aufgaben übernommen, der Täter nicht gewachsen ist

· Quellen: v.a. Vorschriften und aussergesetzliche Normen

· Kein Grundsatz für Mass der anzunehmenden Sorgfalt vorhanden

1. Gesetzliche Vorschriften

· Bei Bestehen einer anerkannten Kunstregel im Beruf oder einem Gesetz im materiellen Sinne

( pflichtwidriges Verhalten, wenn nicht beachtet

· z.T. auch bei ungeschriebenen Regeln

2. Der Vertrauensgrundsatz

Vertrauen jedes Beteiligten auf pflichtmässiges Verhalten des anderen 

(( z.B. im Strassenverkehr)

3. Generalklausel

Mass der Sorgfaltspflichtausdehnung nach Wahrscheinlichkeit des Eintritts schädlicher Folgen

4. Rechtfertiguns- und Entschuldigungsgründe

· Keine Pflichtwidrigkeit, wenn Verletzung eines Rechtsgutes in Rechtfertigungssituation

(( z.B. Notwehr verpflichtet nicht zu Sorgfalt gegenüber Angreifer)

· Keine Pflichtwidrigkeit bei Notsituationen/Unzumutbarkeit

E. Die Voraussehbarkeit des Erfolges

· Für Strafbarkeit relevant, dass zumindest Möglichkeit des wirklich eingetretenen  Erfolges voraussehbar

· Kausalverlauf in Umrissen wahrnehmbar

· Voraussehbarkeit beim fahrlässigen Erfolgsdelikt (( adäquater Kausalzusammenhang)

( genereller (nicht individueller) Massstab


( Problematik: falsche Ergebnisse bei mehr wissenden Täter

· Nur dem Verschuldeten zurechenbar, was dem Täter nach seinen Kenntnissen/Erfahrungen zumutbar

F. Relevanz und Schutzbereich der Norm

· Eintritt des Erfolges bei pflichtgemässen Verhalten?

( Frage der Relevanz/des Rechtswidrigkeitszusammenhangs

· Vermutung zulässig, v.a. wenn durch Sorgfaltspflichtverletzung erhebliche Steigerung der Gefahr verbunden

· Schutzbereich der Norm: nur Konsequenzen zugerechnet, die bestimmte Sorgfaltsregeln verhindern will

G. Die Schuld

· Schuldfähigkeit zu prüfen 


(( z.B. Zurechnungsfähigkeit/Unrechtsbewusstsein/Schuldausschliessungsgründe  
vorhanden?) 

· relevant, ob dem Täter zumutbar, geforderte Sorgfalt anzuwenden
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· beim echten Unterlassungsdelikt Fahrlässigkeit umstritten

( pflichtwidriges und schuldhaftes Verhalten ausreichend

· beim fahrlässigen unechten Unterlassungsdelikt Garantenpflicht relevant

Die Konkurrenz
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· Mehrere Gesetzesbestimmungen gleichzeitig anwendbar( Konkurrenz

· Zu prüfen, ob beide Bestimmungen anwendbar oder nur eines der beiden und welches

A. Arten der Konkurrenz

· Idealkonkurrenz: z.B. gleichzeitiges Auftreten von Tätlichkeit (Art.126) und Sachbeschädigung (Art.144)

· Realkonkurrenz:

a) z.B. Diebstahl, Betrug und fahrlässige Tötung zu verschiedenen Zeiten begangen

b) Erfüllung desselben Tatbestandes durch mehrere wiederholte Handlungen

· Konkurrenz:

a) echt

b) unecht

(( unechte Idealkonkurrenz: z.B. Raub (Artr.140) entspricht dem Tatbestand von Diebstahl und Nötigung)

(( unechte Realkonkurrenz: z.B. Herstellung von Sprengstoff in verbrecherischer Absicht (Art.266) und Verwendung für Attentat (Art.244))

B. Arten der Rechtsfolge bei Konkurrenz

· Mögliche Prinzipien:

a) Kumulationsprinzip: Addition der Strafen

(( Anwendung im Steuerstrafrecht und für Ordnungsbussen im Strassenverkehr)

b) Asperationsprinzip: Strafe nach schwerstem Tatbestand inklusive angemessener Verschärfung

(( Art.68 Ziff.1 für echte Konkurrenz)

c) Absorbtionsprinzip: nur Strafe nach schwerstem Tatbestand

(( nicht wirklich im StGB vorhanden, aber angewendet, wenn z.B. lebenslange Zuchthausstrafe verschärft werden sollte)

· Erhöhung der Strafe nur innerhalb der angedrohten Strafart (Art.68)

(z.B. keine Änderung des Strafrahmens bei fahrlässiger Tötung (Art.117) mittels fahrlässiger Körperverletzung (Art.125)

· Strafverschärfung obligatorisch

· Grenzen der Strafverschärfung

a) Höchstmass der für schwersten Tatbestand angedrohte Strafe nicht um mehr als Hälfte zu erhöhen

b) Keine Überschreitung des gesetzlichen Höchstmass
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· Voraussetzung: Mehrheit von Handlungen
· Zu unterscheiden von Handlungseinheit

(( z.B. Tracht Prügel und Beschimpfungen)


( keine Realkonkurrenz

· Voraussetzung für natürliche Handlungseinheit/Einheitsdelikt

a) Einheitlichkeit des Ziels

b) Einmaliger Entschluss

c) Zusammenhängendes Geschehen, obj. als Einheit wahrnehmbar

· Zusammenfassung einzelner Akte zu einem Delikt, wenn gleichartige und gegen dasselbe Rechtsgut gerichtete strafbare Handlungen ein andauerndes pflichtwidriges Verhalten bilden

(z.B. dauernde Unterhaltspflichtvernachlässigung (Art.217))

· Folge der Realkonkurrenz

( Strafverschärfung nach Asperationsprinzip

· Zusatzstrafe, wenn nach Urteil bekannt, dass weitere Delikte begangen (Art.68 Ziff.2)

( retrospektive Konkurrenz gewährt: Zusatzstrafe nicht schwerer, als wenn alle Delikte gleichzeitig beurteilt)

· Unechte Realkonkurrenz bei strafloser/mitbestrafter Vor- und Nachtat 

( keine Strafverschärfung


(( z.B. Täter nur für Diebstahl strafbar, auch wenn er später daran 



Sachbeschädigung ausübt)
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· Idealkonkurrenz

a) ungleichartig: Täter erfüllt durch eine Handlung mehrere Straftatbestände 

b) gleichartig: mehrmalige Erfüllung desselben Tatbestandes

· Strafe nach Asperationsprinzip

· Unechte Idealkonkurrenz: Handlung erfüllt verschiedene Straftatbestände, aber einer davon umfasst die anderen gänzlich

a) Spezialität: spezieller Tatbestand geht dem allgemeinen vor

b) Konsumtion: Umfassung eines Tatbestandes durch anderen in wertmässiger Form

(( z.B. Diebstahl des Autos bestraft, nicht noch Diebstahl des Benzins)

c) Subsidiarität: Anwendung eines Tatbestandes, wenn Tat nicht nach anderen Vorschriften mit schwerer Strafe bedroht

(( z.B. unrechtmässige Aneignung (Art.137) nur, wenn Voraussetzungen der Art. 138-140 nicht gegeben)

3. Teil: Strafantrag und Verjährung

 §40 Prozessvoraussetzungen










eigentlich Regelung mittels Prozessrecht, aber Teil des StGB
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A. Begriff und Bedeutung

· Bei leichteren Delikten gegen individuelle Rechtsgüter nur Antragsdelikt

( kein Verfolgungsinteresse durch Staat

( aufgrund Interessen des Verletzten Strafverfolgung nur mit seinem Willen

· Strafantrag: Voraussetzung für Prozess
( Erklärung des Verletzten, dass wegen bestimmten Sachverhaltes Strafverfolgung stattfinden soll

· Name des Täters muss bezeichnet werden, sofern bekannt (( ansonsten Antrag gegen „Unbekannt“)

B. Die Legitimation zur Antragstellung

· Verletzter ist antragsberechtigt (Art.28 Abs.1)

( bei höchstpersönlichen Rechtsgütern nur Verletzter

( bei anderen Rechtsgüter auch andere Personen, die rechtliches Interesse haben

· Bei Handlungsunfähigkeit: gesetzlicher Vertreter ist antragsberechtigt (Art.28 Abs.2)

(( Vormundschaftsbehörde hat auch Antragsrecht, wenn Verletzter bevormundet ist)

· Antragsrecht für Angehörige eines Verstorbenen, wenn Verletzter gestorben ist ohne Strafantrag gestellt zu haben; vorausgesetzt, dass Tat zu Lebzeiten des Verletzten begangen wurde (Art.28 Abs.4)

( Sonderregelung, wenn Tat gegen bereits Verstorbenen begangen (Art.175)

· Stellvertretung durch Bevollmächtigten zulässig

C. Antragsfrist

· Antragsfrist 3 Monate von dem Zeitpunkt an, an dem Antragsberechtigter Täter und Tat kennt (Art.29)

· Problematik bei Begriff der „Kenntnis“: nicht jeder Verdacht ausreichend, aber bei absoluter Sicherheit würde Antragsfrist zu Lasten des Antragsberechtigten nie beginnen

( konkrete Anhaltspunkte relevant

· Kalender:

1. der Tag, an dem Antragsfrist beginnt, wird nicht mitgezählt

2. ist der Tag, an dem Frist aufhört ein Samstag/Sonntag/Feiertag, so endet Frist am folgenden Werktag

D. Form und Adressat des Antrags

Kantonales Prozessrecht geltend für Form des Antrags

E. Unteilbarkeit des Antrags

Immer alle an Tat Beteiligte strafrechtlich zu verfolgen, auch wenn nur gegen einen Strafantrag gestellt wurde (Art.30 StGB)

F. Verzicht und Rückzug

· Verzicht/Rückzug sind endgültig und unwiderruflich

· Verzicht nur wirksam, wenn gegenüber Täter oder zuständigen Behörde erklärt wird

· Rückzug setzt auch Willensäusserung voraus, aber auch durch andere Umstände möglich
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A. Begriff und Bedeutung

· Verjährung: 

a) Ist Zeitraum zwischen Tat und Urteil/Urteil und Vollzug zu gross, erfüllt Strafe ihren Zweck nicht mehr

b) Aufklärung der Tat und Beweisführung erschwert

( Fehlurteile möglich

· Verjährung:

a) Verfolgungsverjährung: Verhinderung der Strafverfolgung

b) Vollstreckungsverjährung: Verhinderung der Strafvollstreckung

B. Verfolgungsverjährung

1. Fristen

· Abstufung der Fristen nach Schwere der Tat (Art.70)

a) bei Höchststrafe lebenslängliches Zuchthaus: 20 Jahre

b) bei Höchststrafe Zuchthaut: 10 Jahre

c) bei Vergehen: 5 Jahre

d) bei Übertretungen: 1 Jahr (Art.109)

2. Beginn

Beginn der Verfolgungsverjährung durch Ausführung der strafbaren Tätigkeit (Art.71 Abs.2)

3. Ruhen

· Ein Ruhen der Frist ergibt sich, wenn Täter im Ausland eine Freiheitsstrafe verbüsst (Art.72 Ziff.1)

· Ruhen, wenn Behörden vorübergehen an Strafverfolgung gehindert werden

4. Unterbrechung

Verjährungsfrist beginnt mit jeder Unterbrechung neu zu laufen (Art.72 Ziff.2 Abs.2)

( Unterbrechungsgründe: Untersuchungshandlungen, Verfügungen der Strafverfolgungsbehörde

5. Das Ende der Verjährungsfrist

· Frist endet am Tag des schuldig sprechenden Urteils, wenn nicht mehr anfechtbar 

· Keine Unterbrechung der Verjährungsfrist möglich bei Eintritt der absoluten Verjährung 

( absolute Verjährung = Eineinhalbfaches der ordentlichen Verjährung, bei Ehrverletzung/Übertretung das Doppelte

C. Vollstreckungsverjährung

1. Fristen

· Längere Fristen als die der Verfolgungsverjährung (Art.73)

· Verjährung der Hauptstrafe führt zu derjenigen der Nebenstrafen

2. Beginn

Beginn an dem Tag, an dem Urteil rechtlich vollstreckbar wird (Art.74)

3. Ruhen

Verjährung ruht während ununterbrochenen Vollzug oder sichernden Massnahmen

4. Unterbrechung

· Unterbrechung durch Vollzug

· Frist beginnt neu zu laufen
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